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Europa ist zurück in der politischen Diskussion. Die 
Debatten um den europäischen Verfassungsentwurf 
setzten Fragen rund um das Thema »Welches Europa 
wollen wir – Bürgerinnen und Bürger – eigentlich?« 
erneut auf die Tagesordnung. Einige dieser Fragen 
lauten beispielsweise: Wie kann ein gemeinsames 
Europa die konkreten Lebensverhältnisse verbessern? 
Wie kann ein sozial gerechtes Europa aussehen? Wel-
che gemeinsamen Politiken, demokratischen Prozesse 
und Institutionen sind dafür notwendig? Welche 
Gestaltungsspielräume soll(t)en den Mitgliedstaaten 
vorbehalten sein?

Die Beantwortung dieser Fragen spielt, wie wir zei-
gen werden, auch in der Steuerpolitik eine wichtige 
Rolle. Denn die Möglichkeit, die verschiedenen Ein-
kommensteuerpolitiken auch tatsächlich gestalten zu 
können, ist von einiger Bedeutung – sowohl unter 
demokratischen wie sozialen Aspekten. Allerdings 
sind diese Gestaltungsmöglichkeiten in den vergan-
genen Jahren durch Maßnahmen zur Herstellung ei-
nes möglichst störungsfreien europäischen Binnen-
marktes erheblich eingeschränkt werden. Eine Folge 
der heute weitgehenden unternehmerischen Nieder-
lassungs- und Kapitalverkehrsfreiheit ist, dass gegen-
wärtig weder die einzelnen Mitgliedstaaten noch die 
europäischen Institutionen de facto über eine gestal-
terische Steuerhoheit verfügen. Und dies, obwohl die 
Mitgliedstaaten die Auffassung vertreten, genau diese 
nach wie vor zu besitzen. So gehört der Verweis auf 
die Subsidiarität – also die nationalstaatliche Zustän-
digkeit – und die dazu gehörige Autonomie respektive 
Souveränität in Fragen, die die persönliche Einkom-
mens- und Unternehmensbesteuerung betreffen, 
weitgehend ungebrochen zum Kernbestand nationa-
ler Überzeugungen. Zu zeigen, dass und warum die 
nationale Steuerautonomie heute längst weitgehend 
ausgehöhlt ist, ist dabei ebenso zentraler Gegenstand 
des vorliegenden Gutachtens wie der Versuch, einen 

Umgang mit dieser Situation zu skizzieren: Über eine 
europäische Harmonisierung von Teilen der Unterneh-
mensbesteuerung könnten mindestens einige mit-
gliedstaatliche Handlungsspielräume für eine demo-
kratische Gestaltung der Steuerpolitik wieder gewon-
nen werden.

Um dies zu erläutern, werden wir im Folgenden in 
drei Schritten vorgehen. Zunächst werden wir in Teil 2 
aufzeigen, wie die Entwicklungen in Richtung eines 
Binnenmarktes, möglichst ohne Wettbewerbsverzer-
rungen und Steuergrenzen für multinational tätige 
Unternehmen, die Autonomie der mitgliedstaatlichen 
Steuersysteme immer weiter eingeschränkt haben. 
Und wir gehen der Frage nach, warum die Mitglied-
staaten bisher nicht mit einer gemeinsamen Politik zur 
Einhegung ihres sich aus den Implikationen des Bin-
nenmarktes ergebenden steuerlichen Standortwett-
bewerbs untereinander reagiert haben.

Was es mit diesem steuerlichen Standortwett-
bewerb auf sich hat, auf welcher Basis er funktioniert 
und welche Dynamik er im Hinblick auf die beiden 
zentralen Funktionen des modernen Steuerstaates – 
die Entscheidung über die Höhe und Struktur der 
staatlichen Einnahmen zur Finanzierung öffentlicher 
Aufgaben sowie die Umverteilung in und durch das 
Steuersystem selbst – bereits entfaltet hat, ist zen-
traler Gegenstand in Teil 3.

Teil 4 schließlich beschäftigt sich mit politischen 
Handlungsoptionen in dieser Situation. Wir greifen 
die aktuelle Diskussion um die Einführung einer 
Gemeinsamen Konsolidierten Körperschaftsteuerbe-
messungsgrundlage auf europäischer Ebene auf und 
diskutieren, wie die derzeitigen Vorschläge zu modi-
fizieren und zu ergänzen wären, um ökonomischen, 
demokratischen und sozialen Ansprüchen gleicher-
maßen annährend gerecht zu werden.

Doch zunächst: der Blick zurück.

I. Das Problem – ein Überblick

Wir danken Andreas Kammer, Christian Kellermann und Jana 
Zitzler für wertvolle Hinweise und Verbesserungsvorschläge. Alle 
verbleibenden Fehler sind natürlich unsere eigenen.
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Die europäische Integration begann bereits in den 
1960er Jahren unter ökonomischen Vorzeichen. Nach 
zwei Weltkriegen sollte eine Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft den fragilen Frieden sichern helfen. 
Waren und Dienstleistungen, Kapital, Unternehmen 
und ArbeitnehmerInnen der Mitgliedstaaten sollten 
Grenzen möglichst ungehindert passieren dürfen. Da-
mals jedoch galt es zunächst, im Rahmen der regio-
nalen Wirtschaftsintegration die Mobilität der Waren 
über steuerpolitische Maßnahmen zu unterstützen, 
denn »der freie Warenverkehr war nun einmal schon 
viel weiter hergestellt, als das freie Niederlassungs-
recht und der freie Kapitalverkehr«, wie der damalige 
Leiter der Generaldirektion Steuern Pieter Verloren 
van Themaat (Themaat 1966) die Mehrheitsmeinung 
zusammenfasste. Insofern richtete sich das vorrangige 
Interesse der europäischen Mitgliedstaaten bezüglich 
der steuerpolitischen Vereinheitlichung auf produkt-
bezogene Steuern: die Mehrwertsteuer und die 
speziellen Verbrauchsteuern, die heute europäisch 
nahezu angeglichen sind (Uhl 2007).

Aber auch schon in den 1960er Jahren sollte die 
grenzüberschreitende Mobilität von Unternehmen 
und Kapital zumindest nicht durch eine doppelte 
Besteuerung behindert werden. Die europäischen 
Harmonisierungsmaßnahmen galten insbesondere 
diesem Ziel. Eine deutliche Dynamisierung dieses Ziels 
brachte seit Ende der 1990er Jahre die Rechsprechung 
des Europäischen Gerichtshofes. Beide Entwicklungen 
trugen dazu bei, dass einzelstaatliche steuerliche Ge-
setzesmaßnahmen, die darauf gerichtet waren, die 
Steuervermeidungsstrategien der Unternehmen ein-
zudämmen, nahezu unmöglich wurden. Allerdings 
reagierten die Mitgliedstaaten hierauf mit Steuerwett-
bewerb anstatt mit Kooperation. Insbesondere klei-
nere Mitgliedstaaten versprachen sich hiervon Vorteile 
für ihre heimischen Volkswirtschaften. Alle vier Ent-
wicklungen wollen wir im Folgenden kurz erläutern.

1. Maßnahmen zur Verhinderung der 
doppelten Besteuerung im Binnenmarkt

Bereits in den 1960er Jahren drängte die Europäische 
Kommission – wie bereits in den Römischen Verträgen 
fixiert – relativ erfolgreich auf ein nahezu vollständiges 
Netz von bilateralen Doppelbesteuerungsabkommen.1 

1 Zur Vermeidung der doppelten Besteuerung schließen Staa-
ten bilateral völkerrechtliche Verträge, die die Vertragsstaaten 

Die Abkommen wurden im Laufe der Zeit durch ge-
setzliche europäische Vorgaben ergänzt. So wurden 
verbindliche Verabredungen darüber getroffen, wie 
einige Tatbestände grenzüberschreitend so zu regeln 
sind, dass sie den freien Kapitalverkehr und die Nie-
derlassungsfreiheit für Unternehmen im Binnenmarkt 
nicht (weiter) hemmen.

Nahezu alle europäischen gesetzlichen Bestim-
mungen (Richtlinien) im Bereich der Unternehmens-
besteuerung dienen genau diesem Zweck. Mit der 
sogenannten Mutter-Tochter-Richtlinie2 aus dem Jahr 
1990 sollten grenzüberschreitende Unternehmens-
zusammenschlüsse gefördert werden. Mit dem 
sogenannten »Schiedsübereinkommen« wurde da-
rüber hinaus ein Schlichtungsverfahren unter den 
Mitgliedstaaten für den Fall eingeführt, dass sich 
diese beispielsweise nicht darauf einigen können, 
welchem Mitgliedsland gemäß Doppelbesteuerungs-
abkommen und europäischer Richtlinien welches 
Steuersubstrat zur Besteuerung zusteht.3 Eine ge-
meinsame Steuerregelung für die Zahlungen von Zin-
sen und Lizenzgebühren zwischen verbundenen Un-
ternehmen verschiedener Mitgliedstaaten soll seit 
2003 darüber hinaus sicherstellen, dass solche Ein-
künfte nur einmal in einem Mitgliedstaat besteuert 
werden, nämlich am Sitz der Muttergesellschaft.4 Die 
genannten steuerlichen Maßnahmen waren auch Teil 
der europäischen Bemühungen um Kapitalverkehrs-
freiheit im Hinblick auf den Binnenmarkt. Diese war 
zwar auch bereits in den Römischen Verträgen von 
1957 konstituiert, allerdings wurde die Kapitalmobi-
lität erst durch den Abbau von Kapitalverkehrskon-
trollen5 in den 1990er Jahren wirksam.

in der Anwendung ihres eigenen Steuerrechts beschränken. 
Das heißt, die Staaten bleiben zwar jeweils originär zustän-
dig, beschränken aber wechselseitig ihr materielles Steuer-
recht und teilen für den Bereich, in dem Überschneidungen 
zu erwarten sind, die – theoretisch möglichen – Steuertat-
bestände untereinander auf. Mit anderen Worten: Sie ver-
pflichten sich gegenseitig, in den Fällen keine Steuern zu 
erheben, die das Abkommen dem anderen Vertragsstaat zur 
Besteuerung vorbehält. Die Beschränkung des innerstaatli-
chen Rechts kann entweder darin bestehen, dass jeweils der 
eine der beiden Vertragsstaaten auf die Besteuerung verzich-
tet (Freistellungsmethode), oder darin, dass er die Steuer des 
anderen auf seine eigene anrechnet (Anrechnungsmethode). 
(Rixen 2007, Kap. 3; Vogel 1990: Rn 2–3 und Rn 45–47). 

2 Richtlinie 90/435/EWG. 
3 Übereinkommen 90/436/EWG.
4 Richtlinie 2003/49/EG.
5 Die vollständige Liberalisierung des Kapitalverkehrs in der EU 

wurde 1988 beschlossen (RI 88/361/EWG) und trat in den 

II. Was bisher geschah
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Die Maßnahmen der Nichtbeschränkung der un-
ternehmerischen Niederlassungsfreiheit gewannen 
ebenfalls in den 1990er Jahren an Bedeutung, als die 
internationalen Unternehmensverflechtungen6 zu-
nahmen und damit auch die grenzüberschreitenden 
Möglichkeiten der Gewinnverlagerung zu Steuerver-
meidungszwecken (ein Thema, das wir in Teil III.1 
detaillierter erörtern werden). Im Rahmen dieser Ent-
wicklungen spielt auch die Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofes eine wichtige Rolle. Dieser 
wird seit den späten 1990er Jahren immer häufiger 
von Seiten der nationalen Gerichte befragt, wenn es 
um Klagen multinational operierender Unternehmen 
und die Auslegung europavertraglicher Regelungen 
geht.

2. Die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofes (EuGH)

Von den nunmehr rund 70 Entscheidungen des EuGH 
betreffend die direkten Steuern datieren rund 60 aus 
den letzten 10 Jahren. Mit Stand Anfang 2006 waren 
mehr als 50 Rechtssachen direkte Steuern betreffend 
beim EuGH anhängig (Wathelet 2006), von denen die 
meisten von einiger inhaltlicher und haushaltpoli-
tischer Relevanz für die Mitgliedstaaten sind. Zwar 
betont der Gerichtshof in ständiger Rechtsprechung, 
dass »der Bereich der direkten Steuern als solcher 
beim gegenwärtigen Stand des Gemeinschaftsrechts 
nicht in die Zuständigkeit der Gemeinschaft fällt (…), 
(jedoch müssten) die Mitgliedstaaten die ihnen ver-
bliebenen Befugnisse (…) unter Wahrung des Ge-
meinschaftsrechts ausüben«.7 Eine Folge der Recht-

meisten Mitgliedstaaten 1990 in Kraft; für die restlichen 
wurden spezielle Übergangsfristen vereinbart. Bis Mitte der 
1990er Jahre war der Kapitalverkehr faktisch dadurch einge-
schränkt, dass viele Finanzgeschäfte mit Akteuren in anderen 
Mitgliedstaaten genehmigungspflichtig waren: durch na-
tionale Behörden im Rahmen der sogenannten »Devisenkon-
trollen«. Die Liberalisierung des Kapitalverkehrs erfolgte im 
Zuge des Aufbaus der Wirtschafts- und Währungsunion und 
wurde schließlich im Vertrag von Maastricht verankert, der 
im November 1993 in Kraft trat. 

6 So ist die Zahl der multinationalen Unternehmen nach An-
gaben der Europäischen Kommission in ihrer Unternehmen-
steuerstudie (Europäische Kommission 2001a:21) in 15 ent-
wickelten Ländern (EU und Nicht-EU) von ca. 7.000 Mutter-
gesellschaften Ende der 1960er Jahre auf ungefähr 40.000 
Ende der 1990er Jahre gestiegen. 

7 Dies ist die klassisch gewordene Formel des Gerichtshofes in 
seinem Urteil vom 14. Februar 1995, Rs. C-279/93, Schum-
acker; zuletzt: Urteil vom 7. September 2004, Rs. C-319/02, 
Manninen, Rn. 9. Gemeint sind damit die Artikel 18 (Freizü-
gigkeit), 39 (Freizügigkeit der Arbeitnehmer), 43 (Nieder-
lassungsfreiheit), 49 (freier Dienstleistungsverkehr), 56 (freier 
Kapitalverkehr) des EG-Vertrages. 

sprechung des EuGH ist jedoch, dass nationale Maß-
nahmen gegen die legale Steuervermeidung von 
Konzernen zunehmend unmöglich werden. Zwei Fälle 
aus der jüngsten Zeit sollen dies illustrieren. Der erste 
Fall bezog sich auf unternehmerische Steuervermei-
dungsstrategien durch Gewinnverlagerung (Cadbury 
Schweppes8), der zweite Fall auf den Verlusteverkehr 
(Marks & Spencer9) innerhalb der Gemeinschaft. Beide 
Vorlageverfahren durch die nationalen Gerichte be-
trafen dabei jeweils nicht nur die konkreten Fälle, mit 
denen sich der EuGH zu befassen hatte, sondern die 
vom EuGH zurückgewiesenen britischen Steuerrege-
lungen finden sich in vergleichbarer Form in mehreren 
Mitgliedstaaten und müssen entsprechend ebenfalls 
geändert werden.

Im Falle der Gewinnverlagerung bedeutet das Ur-
teil in der Rechtssache Cadbury Schweppes, dass die 
Gründung einer Tochtergesellschaft mit dem explizi-
ten Ziel, Steuern zu vermeiden und in den Genuss 
vorteilhafterer Rechtsvorschriften zu kommen, für sich 
genommen keine missbräuchliche Ausnutzung der 
Niederlassungsfreiheit darstellt. Unternehmen, die da-
rauf achten, nicht nur einen Briefkasten aufzuhängen, 
sondern Büro, Kopierer und Personal mindestens in 
geringem Umfang vorweisen, brauchen künftig nicht 
mehr mit Schwierigkeiten bei der Gewinnverlagerung 
zu rechnen. Auch die Grundsätze, nach denen laut 
EuGH-Urteil im Falle Marks & Spencer der Verlustaus-
gleich in der Gemeinschaft zu organisieren ist, werden 
in der Folge dazu führen, dass der »Verlusteverkehr« 
innerhalb der Gemeinschaft nicht nur nicht einge-
dämmt werden, sondern nach den nun existierenden 
Regeln10 auch anwachsen kann, so keine anderslau-
tende Gemeinschaftsregelung beschlossen wird (Uhl 
2007, Kapitel 1.4).

Insgesamt müssen die Mitgliedstaaten auf Basis der 
EuGH-Urteile die letzten noch aufrechterhaltenen 
nationalen Maßnahmen sukzessive abbauen, die im 
Sinne der Grundfreiheiten »beschränkend« oder 
»diskriminierend« wirken. In der Konsequenz bedeu-
tet auch dies, dass die Steuerjurisdiktionen der Mit-
gliedstaaten nicht weiter voneinander abgrenzbar 

8 Urteil des EuGH vom 12. September 2006, Rechtssache 
C-196/04, Cadbury Schweppes.

9 Urteil des EuGH vom 13. Dezember 2005, Rechtssache 
C-446/03, Marks & Spencer.

10 Der Kern des Urteils in aller Kürze: Sofern eine gebietsansäs-
sige Muttergesellschaft gegenüber den Steuerbehörden 
nachweisen könne, dass sie alle vorgesehenen Möglichkei-
ten der Berücksichtigung der Verluste im Sitzland ihrer Toch-
tergesellschaft ausgeschöpft habe und keine weitere Mög-
lichkeit mehr bestehe, dass die Verluste dort berücksichtigt 
werden, verstoße es gegen die Niederlassungsfreiheit, wenn 
ihr verwehrt würde, von ihrem steuerlichen Gewinn die Ver-
luste ihrer gebietsfremden Töchter abzuziehen.
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sind und deren steuerliche Autonomie faktisch einge-
schränkt ist. Wenn sich die Mitgliedstaaten nicht auf 
eine Harmonisierung einigen, werden sich multinatio-
nal operierende Unternehmen ein diskriminierungs-
freies Steuerrecht erklagen.

Im Rückblick bleibt festzuhalten: Gewachsene 
Kapitalmobilität, Veränderungen in den Unterneh-
mensstrukturen – unterstützt auch durch steuerliche 
Maßnahmen auf europäischer Ebene – sowie die 
Spruchpraxis des Europäischen Gerichtshofes haben 
seit den 1990er Jahren die Wirksamkeit nationaler 
Regelungen ausgehöhlt, mit der Folge, dass die Mit-
gliedstaaten heute de facto keine rein nationalen Re-
gelungen mehr aufrechterhalten können. Sie müssen 
sich mithin entscheiden: Entweder einigen sie sich auf 
gemeinsame Regelungen oder sie geben die Gestal-
tung mehr oder weniger aus der Hand und übereig-
nen sie den Imperativen des Binnenmarktes. Zwei 
Aspekte allerdings erschwerten eine mitgliedstaat-
liche Einigung auf eine Harmonisierungslösung bis-
lang: der Wandel der Integrationsmethode und die 
Hoffnung auf eine nachholende Entwicklung ins-
besondere der kleinen und neuen Mitgliedstaaten.

3. Der Wandel der Integrationsmethode: 
Vom fairen und unfairen Steuerwettbewerb

Dass die Mitgliedstaaten sich bislang auf eine Harmo-
nisierung nur schwer einigen konnten, ist auch Folge 
des Wandels der europäischen Integrationsmethode, 
der in den 1990er Jahren in der Steuerpolitik sehr 
deutlich wurde – von der Dominanz der verbindlich 
geregelten Angleichung hin zur gegenseitigen An-
erkennung (Wettbewerb). Während die Kommissions-
Vorschläge zur Harmonisierung der Körperschaftsteu-
ersysteme zuvor noch auf dem Konzept der verbind-
lichen Steuerharmonisierung basierten, informierte 
die Brüsseler Behörde das Europäische Parlament und 
den Europäischen Rat 1990 offiziell über neue Leit-
linien zur Unternehmensbesteuerung (European Com-
mission 1990) und bekräftigte darin das Subsidia-
ritätsprinzip explizit für den Bereich der direkten Steu-
ern. Entsprechend sollen die nationalen Systeme der 
direkten Unternehmensbesteuerung bestehen blei-
ben und auf der Gemeinschaftsebene lediglich dieje-
nigen Maßnahmen umgesetzt werden, die für die 
Vollendung des Binnenmarktes essentiellen Charakter 
hätten.

Damit begann die Kommission dem Steuerwett-
bewerb deutlich positive Seiten abzugewinnen. Nicht 
nur könne er ex post und dezentral die Angleichung 
der Steuerbelastung bewirken, die durch Totalharmo-
nisierung ex ante und zentralisiert nicht habe erreicht 

werden können (European Commission 1990, 32). Er 
stärke auch die Haushaltsdisziplin der Mitgliedstaaten 
und begünstige eine heilsame Senkung der Gesamt-
steuerquote (Europäische Kommission 2001b, 8). So 
gibt es heute nahezu kein europäisches Dokument 
mehr, das nicht auf die positiven Seiten des steuer-
lichen Standortwettbewerbs verweist und als dessen 
Voraussetzung – oder Ausgangspunkt – die Subsidia-
rität in direkten Steuerfragen, also die Autonomie und 
Zuständigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten für die 
verschiedenen Einkommensteuern, benennt.

Der europäische Beschluss über den Verhaltens-
kodex für die Unternehmensbesteuerung11, worin 
sich die Mitgliedstaaten darauf einigten, untereinan-
der auf die Anwendung sogenannter schädlicher oder 
unfairer Steuerpraktiken zu verzichten, war insofern 
keine Ausnahme. Auch wenn die Verabschiedung des 
Verhaltenskodexes damals als vergleichsweise erfolg-
reicher unternehmensteuerlicher Regulationsversuch 
galt12, so wurde dadurch auch der Wettbewerb als 
Methode der Integration gestärkt. Denn nun wurde 
vermerkt, was im Umkehrschluss als »faire« Steuer-
regelung im Standortwettbewerb gelten darf – all 
diejenigen Regelungen nämlich, die für alle Steuer-
pflichtigen innerhalb eines Territoriums gleicherma-
ßen gelten, so niedrig oder in ihrer Bemessungsgrund-
lage schmal sie auch immer sein mögen. Wenn also 
die vormals selektiven, »unfairen« Steueranreize ver-
allgemeinert wurden, wurden sie damit automatisch 
zu »fairen« – ein Umstand, den sich in der Folge man-
ches Land zunutze machte. Dies weist auf ein zen-
trales Problem im Rahmen des »fairen« Steuerwett-

11 Im Rahmen des bereits 1997 beschlossenen, jedoch erst 
2003 vom Rat in Kraft gesetzten – rechtlich nicht binden-
den – Verhaltenskodexes wurden solche mitgliedstaatlichen 
Steueranreize als »unfair« bzw. »schädlich« qualifiziert, die 
die Steuerbelastung selektiv für bestimmte besonders steu-
ersensible Unternehmenstätigkeiten (z.  B. konzerninterne 
Finanz-, Versicherungs- oder Beratungsdienstleistungen) 
oder geographische Regionen (Sondersteuerzonen) unter 
das landesübliche Niveau senken. Die Mitgliedstaaten ver-
pflichteten sich, keine neuen schädlichen Steueranreize 
mehr einzuführen (»stand still«) und ihre geltenden Rechts-
vorschriften und Praktiken zu überprüfen und, falls erforder-
lich, zu ändern (»roll back«).

12 Insgesamt sei allerdings eine gewissen Tendenz dahingehend 
zu bemerken – wie es der Hauptberater bei der Generaldirek-
tion Steuern der Europäischen Kommission, Matthias Mors, 
vorsichtig formuliert (Mors 2006: 20) – dass die Mitglied-
staaten präferentielle Steuerregime heute so gestalten, dass 
sie formal und im Wortlaut gerade nicht mehr vom Kodex 
erfasst werden. Trotz dieser Schwierigkeiten bleibt festzuhal-
ten, dass der Kodex insofern einen Fortschritt gegenüber 
dem Status quo darstellt, als die Mitgliedstaaten erstmals 
überhaupt zu einer Debatte über ihre jeweiligen Steuersys-
teme – und deren Auswirkungen auf andere Staaten – bereit 
waren.
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bewerbs unter den Mitgliedstaaten hin. Es fühlen sich 
nämlich durchaus nicht alle Mitgliedstaaten als Opfer 
des Steuerwettbewerbs.

4. Kleine Staaten – große Staaten: 
Von Profiteuren und Verlierern im 
Steuerwettbewerb

Manche Länder können vom sogenannten »asym-
metrischen Steuerwettbewerb« profitieren. Für kleine 
Länder lohnt es sich, die Steuern zu senken, weil sie 
die resultierenden Steuerausfälle auf inländisches Ka-
pital durch die Anziehung von ausländischem Kapital 
überkompensieren können. Aus der Perspektive der 
kleinen Länder ergibt sich also, dass sie durch die Sen-
kung ihrer Steuersätze per Saldo einen Einnahmen- 
und Wohlfahrtsgewinn erzielen, der sich aus dem zu-
sätzlich ins Land strömenden Kapital – insbesondere 
aus den großen Ländern – ergibt. Die Wohlfahrt der 
kleinen Staaten erhöht sich in einer Situation mit 
Steuerwettbewerb gegenüber einer Situation ohne 
Steuerwettbewerb, während die Wohlfahrt der Gro-
ßen sinkt. In der Gesamtschau gilt allerdings, dass der 
Wohlfahrtsverlust der Großen größer ist als der Zu-
gewinn der Kleinen (Bucovetsky 1991; Wilson 1991; 
Dehejia/Genschel 1999).

Der wahrscheinlich bekannteste Fall für den Erfolg 
kleiner Länder im Steuerwettbewerb ist Irland. Der 
niedrige irische Steuersatz lockte in erheblichem Um-
fang ausländische Investitionen ins Land und trug da-
durch zur schnellen wirtschaftlichen Modernisierung 

des Landes und zum langen Boom der 1990er Jahre 
bei (Genschel 2002). Die neuen Beitrittsländer aus 
Osteuropa versuchten, diesen Erfolg zu kopieren und 
zogen sich damit den Ärger der großen Altmitglieder 
zu. Deutschland und Frankreich übten besonders laut-
starke Kritik an der osteuropäischen Niedrigsteuer-
strategie. Der Konflikt ist durchaus ambivalent. Einer-
seits fühlen sich die großen Mitgliedstaaten zu Recht 
übervorteilt, denn die Niedrigsteuer-Strategie der klei-
nen Länder zielt ja ganz offen darauf, ihnen Kapital 
und auch produzierendes Gewerbe abzujagen. Ande-
rerseits bleibt aber unklar, mit welcher Berechtigung 
die alten und großen den neuen und kleinen Mitglied-
staaten die Freiheit bestreiten dürfen, ihre Steuerpoli-
tik an den indirekten Wohlstandsversprechungen ih-
res EU-Beitritts auszurichten. Im Übrigen sahen sich 
die Altmitglieder schon vor der Osterweiterung kaum 
in der Lage, den Steuerwettbewerb untereinander 
durch Kooperation zu brechen oder doch zumindest 
abzumildern (Genschel/Uhl 2006).

Wenn nun aber – wie im Falle der Steuerpolitik – 
Harmonisierungsentscheidungen der Mitgliedstaaten 
nur einstimmig getroffen werden können, hat jedes 
einzelne der nunmehr 27 Mitgliedsländer Vetomacht. 
Deshalb ist es den kleinen – und neuen – Ländern, 
neben Großbritannien als einem der Geburtsländer 
der auf Wettbewerb setzenden Integrationsmethode, 
möglich, jegliche Harmonisierungs- oder Regulie-
rungsbemühungen aufzuhalten.13 Was dies aber für 
die Staatengemeinschaft bedeutet und welche Wir-
kungen mit dem Steuerwettbewerb einhergehen, 
wollen wir im Folgenden genauer aufzeigen.

13 Und so ist es nicht verwunderlich, dass der Europäische Wirt-
schafts- und Sozialausschuss im Zusammenhang mit der 
Durchsetzung unternehmenssteuerlicher Harmonisierungs-
maßnahmen »das im Vertrag von Nizza 2001 festgelegte 
Verfahren einer verstärkten Zusammenarbeit (begrüßt), das 
es einer Gruppe von Mitgliedstaaten ermöglichen würde, 
Pionierarbeit gemäß den Gemeinschaftsregeln zu leisten« 
(Wirtschafts- und Sozialausschuss 2002: 9). Gemäß der Ar-
tikel 43 bis 45 des Vertrages über die Europäische Union ist 
es unter dem Stichwort der flexiblen Integration möglich, 
dass mindestens 8 Mitgliedstaaten gemeinsam Rechtsakte 
beschließen – natürlich nur unter verschiedenen Bedingun-
gen, die darauf gerichtet sind, die Ziele der Union und der 
Gemeinschaft zu fördern und unter der Voraussetzung des 
Ultima-Ratio-Charakters. 
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In diesem Teil zeigen wir, dass der Steuerwettbewerb 
zwischen den Staaten die nationalen Spielräume zur 
Gestaltung der Steuerpolitik einschränkt. Dazu erklä-
ren wir zunächst, wie der Steuerwettbewerb zwischen 
den Staaten funktioniert – über welche Mechanismen 
er angetrieben wird und welche Struktur er hat. An-
schließend stellen wir die Konsequenzen dieses Wett-
bewerbs dar. Auch wenn der Steuerwettbewerb bis-
her noch nicht zu großen Einnahmeausfällen geführt 
hat, so führt er doch zu bedeutenden Veränderungen 
in der Struktur der Steuersysteme, die die Möglich-
keiten zur Umverteilung begrenzen.

1. Wie funktioniert der real existierende 
Steuerwettbewerb?

Steuerwettbewerb entsteht, wenn Staaten ihre Steu-
erpolitik strategisch einsetzenn um Unternehmen 
einen neuen Steuersitz anzubieten oder den alten Ort 
vermeintlich attraktiv zu halten. Aufgrund des Wett-
bewerbsverhaltens der Regierungen ergibt sich ein 
internationales Steuergefälle, das sich in allen Aspek-
ten der nationalen Besteuerung widerspiegelt, also in 
Steuersystemen und -arten, Bemessungsgrundlagen, 
Tarifen und der Steuerrechtsdurchsetzung. Dieses 
Steuergefälle bietet den Unternehmen Möglichkeiten 
zur Steuerminimierung. Die Tatsache, dass die Unter-
nehmen diese Möglichkeiten auch nutzen, hält wie-
derum den Wettbewerb zwischen den Regierungen 
in Gang.

Im Rahmen des steuerlichen Standortwettbewerbs 
geht es aus Sicht der europäischen Mitgliedstaaten 
um drei miteinander zusammenhängende Aspekte, 
die wir im Folgenden getrennt voneinander beleuch-
ten wollen: erstens die reale Standortwahl von Unter-
nehmen, zweitens Direktinvestitionen und drittens 
um Gewinnverlagerungen – eine mit der zunehmen-
den Kapitalmobilität einhergehende Möglichkeit (le-
galer) Steuerplanung. Alle drei Aspekte spielen – wie 
wir aufzeigen werden – eine unterschiedliche Rolle im 
steuerlichen Standortwettbewerb.

Die Standortwahl von Unternehmen

Der erste Aspekt betreffend die Standortwahl von Un-
ternehmen ist als Argument aus einigen Mitgliedstaa-
ten bekannt. Die im Vergleich zu anderen Ländern zu 
hohen Sätze der Unternehmenssteuern führten dazu, 

so eine öffentlich sehr popularisierte Einschätzung, 
dass große Unternehmen aus steuerlichen Gründen 
ihre Produktionsstätten und Arbeitsplätze in andere – 
niedrig besteuernde Länder – verlagern würden. Das 
Argument kann nicht überzeugen. Steuern sind näm-
lich nur ein Faktor unter vielen. Es ist in der wissen-
schaftlichen Literatur nahezu unbestritten, dass Grö-
ßen wie Marktzugang, Infrastruktur, Arbeitskosten 
und das Ausbildungsniveau vor Ort die Standortwahl 
stärker beeinflussen. Die Steuern sind also nur einer 
unter mehreren Faktoren. Allein wegen einer höheren 
Steuerbelastung wandert ein Betrieb nicht ins Aus-
land ab (Europäische Kommission 2001a). Allerdings 
gilt dies nicht für alle Branchen. So gibt es Belege in 
Form von Umfragedaten, die zeigen, dass Unterneh-
men bei der Wahl des Standortes für ein Finanzdienst-
leistungszentrum ein durchaus deutliches Augenmerk 
auf steuerliche Faktoren richten (Ruding Report 1992, 
114).

Direktinvestitionen

Die Zweifel an der Bedeutung der Steuerpolitik für 
den Standortwettbewerb scheinen sich zu bestätigen, 
wenn man den Zusammenhang zwischen der Höhe 
der in einem Land getätigten ausländischen Direkt-
investitionen14 und der steuerlichen Belastung unter-
sucht. Ausländische Direktinvestitionen konzentrieren 
sich keineswegs nur auf Länder mit niedrigen Steuern. 
Im Gegenteil: Für Deutschland zeigen die verfügbaren 
Daten über die Bestände ausländischer Direktinvesti-
tionen und die durchschnittliche Steuerbelastung, 
dass das Land trotz seines hohen Steuersatzes auf Un-
ternehmensgewinne in den 1990er Jahren, was den 
Bestand an Direktinvestitionen angeht erheblich auf-
geholt hat. So haben sich die Kapitalbestände auslän-
discher Unternehmen in Deutschland von 1990 bis 
2002 fast versechsfacht, und dies schon bevor 2001 
die Steuersätze erheblich gesenkt wurden (Fuest/
Becker 2006, 1). Diese Skepsis bestätigt sich auch in 
groß angelegten Querschnittsanalysen. In einer Meta-

14 Dabei handelt es sich um internationale Investitionen, die 
eine in einem Wirtschaftsgebiet ansässige Einheit tätigt, um 
eine langfristige Beteiligung an einem in einem anderen 
Wirtschaftsgebiet ansässigen Unternehmen zu erwerben. 
Langfristige Beteiligung bedeutet, dass eine dauerhafte Be-
ziehung zwischen dem Direktinvestor und dem Unterneh-
men besteht und der Investor einen maßgeblichen Einfluss 
auf die Geschäftspolitik ausübt.

III. Die Struktur des Steuerwettbewerbs und seine Folgen
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Analyse empirischer Studien kommen Ruud de Mooij 
und Sjef Ederveen (2003) zwar zu dem Ergebnis, dass 
eine Erhöhung der Steuerbelastung in der Regel den 
Zufluss von ausländischen Direktinvestitionen vermin-
dert. Allerdings variieren die Richtung und die Stärke 
des Zusammenhanges sehr stark mit der Meß-
methode. Das Gesamtbild bleibt uneinheitlich (vgl. 
auch de Mooij/Ederveen 2006; Schwarz 2007). Und 
so gilt auch im Falle der Direktinvestitionen, dass ein 
direkter Zusammenhang zwischen der Steuerhöhe 
und der Höhe der Direktinvestitionen kaum nach-
zuweisen ist.

Gewinnverlagerung

Dennoch gibt es für die Steuerpolitikerinnen und 
-politiker leider keine Entwarnung. Das Problem ist 
nämlich, dass Unternehmen ihre Produktionsstätten 
gar nicht ins Ausland verlagern müssen, um Steuern 
zu sparen. Der teure Umzug von Betrieben und das 
Anlernen neuer Fachkräfte bleiben ihnen erspart, 
wenn sie einen guten Steuerplaner beschäftigen. Ein 
wichtiger Grund für den starken Wettbewerbsdruck 
in der Unternehmensbesteuerung besteht nämlich 
darin, dass multinational integrierte Unternehmen 
»Steuerarbitrage« – also legale Steuerflucht – mittels 
der Verlagerung von »paper profits« – sogenannten 
Buchgewinnen – betreiben können. So können sie 
gleichzeitig von der guten Infrastruktur und anderen 
Standortvorteilen in den Hochsteuerländern und von 
den niedrigen Steuern andernorts profitieren. Denn 
Steuern können sie nicht nur dadurch sparen, dass sie 
Investitionen auf Niedrigsteuerländer konzentrieren 
(Direktinvestitionen), sondern die gegenwärtige Struk-
tur des internationalen Steuerrechts lässt ihnen viele 
Möglichkeiten, in Hochsteuerländern anfallende Ge-
winne mit buchhalterischen Mitteln in Niedrigsteuer-
länder zu verschieben (Gewinnverlagerung). Dieses 
»profit shifting« geschieht durch verschiedene Tech-
niken wie z.  B. die legale Manipulation von betriebs-
internen Verrechnungspreisen15 für Vor- oder Zwi-
schenprodukte oder die geschickte Wahl von Finan-
zierungsstrukturen, insbesondere die Fremd- statt 
Eigenkapitalfinanzierung. Auf diese Weise können 
multinationale Unternehmen ihre Profite in steuerlich 
günstigen Ländern verbuchen und ihre Verluste in 
Hochsteuerländern geltend machen, ohne ihren rea-
len Produktionsstandort zu verändern. Eine Vielzahl 
von empirischen Arbeiten hat untersucht, ob und wie 

15 Für einen Überblick über diese und andere Techniken der 
Steuerplanung siehe Kapitel VI.1 und ausführlich Rixen 
(2007, Kapitel 3 und 6).

stark zwischenstaatliche Besteuerungsunterschiede 
die Entscheidung von Unternehmen beeinflussen, wo 
sie ihre Buchgewinne ausweisen. Trotz unterschied-
licher Designs kommen alle Studien zum selben Er-
gebnis: Die Ausweisung von steuerpflichtigen Gewin-
nen ist hoch steuersensibel.16

Die Erkenntnis, dass Gewinnverlagerungen eine 
wesentliche Rolle im Steuerwettbewerb spielen, 
könnte auch eine Erklärung für die etwas uneinheit-
lichen Befunde zur Wirkung der Steuerpolitik auf die 
Direktinvestitionen und die Standortwahl bieten. Dies 
wird deutlich, wenn man sich vor Augen führt, dass 
die Höhe der Direktinvestitionen in einem Land so-
wohl die Entscheidung über ausländische Neuansied-
lungen (diskrete Investitionsentscheidungen) als auch 
Ausbauinvestitionen (Entscheidungen über die Größe 
einer Investition) bereits bestehender Standorte wi-
derspiegelt. Die Unternehmen scheuen deshalb Aus-
bauinvestitionen in Hochsteuerländern nicht, weil sie 
dort anfallende Gewinne in Niedrigsteuerländer eva-
kuieren können. Um Gewinnverlagerung betreiben zu 
können, brauchen Unternehmen aber Niederlassun-
gen oder Sitze in Niedrigsteuerländern, welche die 
verlagerten Gewinne aufnehmen und verwerten. Be-
stehende Möglichkeiten zur Gewinnverlagerung soll-
ten deshalb zwar die Steuersensibilität von Direkt-
investitionen im Allgemeinen senken. Sie sollten sie 
aber in jenen Fällen erhöhen, in denen die Investition 
dem Aufbau einer organisatorischen Infrastruktur für 
Gewinnverlagerung dient. Die Unternehmen etablie-
ren Filialen in Niedrigsteuerländern (diskrete Investi-
tion), lassen sich aber gleichzeitig nicht von Ausbau-
investitionen in Hochsteuerländern abhalten, weil sie 
die anfallenden Gewinne in Niedrigsteuerländer 
verlagern können. Dies würde auch erklären, warum 
gerade für die Standortwahl von Finanzdienstleis-
tungszentren – die für die konzerninterne Verlage-
rung von Gewinnen und Verlusten zentral sind – eine 
hohe Steuersensibilität hinsichtlich der Standortwahl 
besteht.

Insgesamt ergibt sich also folgendes Bild: In Europa 
ist der Unternehmensteuerwettbewerb Realität. Er 
wird zu einem erheblichen Teil von den Möglichkeiten 
der Unternehmen zur Steuerarbitrage angetrieben. 
Da es bisher nicht gelungen ist, zu einer gemeinsamen 
europäischen Regulierung zu kommen, sehen sich die 
Regierungen gezwungen, ihre Steuersätze im Wett-
bewerb mit anderen Staaten zu senken.17

16 Für einen Überblick über die Vielzahl empirischer Studien 
und unterschiedliche Ansätze zur Messung der Bedeutung 
von Gewinnverlagerungen siehe Devereux (2006, 28–40).

17 Auf der diskursiven Ebene begründet die Politik die Notwen-
digkeit von Steuersenkungen freilich nicht nur mit den 
Möglichkeiten zur Gewinnverlagerung, sondern auch mit 
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2. Auswirkungen des Steuerwettbewerbs 
auf die Mitgliedstaaten

Und so stellt sich die Frage, welche Auswirkungen 
dieser Steuerwettbewerb bisher gehabt hat. Welche 
empirischen Erkenntnisse gibt es hinsichtlich der 
staatlichen Einnahmenseite und der Umverteilungs-
wirkung über die Steuern selbst?

Direkte Auswirkungen: 
Zur Höhe und Struktur der Einnahmenseite

Hinsichtlich der Einnahmenseite zeigt sich, dass die 
Regierungen in der Vergangenheit auf die interna-
tionale Steuerarbitrage so reagierten, dass sie ihre 
nominellen Steuersätze senkten und gleichzeitig die 
steuerliche Bemessungsgrundlage verbreiterten (»tax 
cut cum base broadening«), um so mindestens für 
eine teilweise Gegenfinanzierung zu sorgen. Wie in 
Abbildung 1 zu erkennen ist, ist zwar einerseits die 
tarifliche Belastung (die nominellen Steuersätze) seit 
den 1980er Jahren im EU-15-Durchschnitt deutlich 
gefallen. Andererseits sind die Steuereinnahmen ge-
messen am Bruttoinlandsprodukt trotzdem im Durch-
schnitt nicht dramatisch gesunken.18 Diese Entwick-
lung hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten in fast 
allen Ländern stattgefunden. Genau wegen der Er-
weiterung der Bemessungsgrundlage haben die Satz-
senkungen bisher auch noch nicht zu nennenswerten 
Einnahmeausfällen und einer Absenkung der Gesamt-
belastung geführt (z.  B. Garrett 1998, 85  ff.; Stewart/
Webb 2006).

Empirische Untersuchungen über die Sequenz und 
das Timing von nominalen Steuersatzsenkungen kom-
men zu dem Ergebnis, dass Staaten auf Satzsenkun-
gen in anderen Ländern mit einer eigenen Reduzie-
rung reagieren. Die Staaten sind sich bewusst, dass sie 
in einer Situation strategischer Interdependenz sind 
und spüren den Wettbewerbsdruck auf ihre nomi-
nellen Sätze (vgl. z.  B. Devereux/Lockwood/Redoano 
2004).

Der allgemeine Trend zur Senkung der nominalen 
Steuersätze für Kapitalgesellschaften innerhalb der EU 
ist bis heute nicht abgeschwächt, sondern setzt sich 
auch 2007 fort, wie Tabelle 2 zeigt. Neben Spanien, 
das seinen Körperschaftsteuersatz 2007 von 35  % auf 
32,5  % senkte, und den Niederlanden, das dieselben 

der Gefahr realwirtschaftlicher Konsequenzen in Form der 
Abwanderung von Produktionsstätten und Verlust auslän-
discher Direktinvestitionen.

18 Ausdrücklich wollen wir allerdings darauf hinweisen, dass 
dies Durchschnittszahlen sind und sich die Situation in ein-
zelnen Ländern durchaus auch anders darstellen kann.

von 29,6  % auf 25,5  % gesenkt hat, gab es Steu-
ersatzsenkungen in Bulgarien (von 15  % auf 10  %), 
Griechenland (von 29  % auf 25  %) und Slowenien 
(von 25  % auf 23  %).

In Slowenien soll der Steuersatz bis zum Jahr 2010 
schrittweise auf 20  % sinken. Estland hingegen er-
hebt derzeit keinerlei Steuern auf einbehaltene Ge-
winne. Der estländische Steuersatz auf ausgeschüt-
tete Gewinne sank 2007 von 23  % auf 22  %; bis 
2009 soll er schrittweise auf 20  % abgesenkt werden 
und dann auch für einbehaltene Gewinne gelten. 
Deutschland hat angekündigt, seinen derzeitigen Kör-
perschaftsteuersatz von 25  % auf 15  % im Jahr 2008 
senken zu wollen.19

Insgesamt zeigen die Entwicklungen, dass der 
Steuersatzwettbewerb der Mitgliedstaaten unter-
einander noch keineswegs zu einem Ende gekommen 
ist. Auch kann man annehmen, dass die angekün-
digte Steuersatzsenkung in Deutschland abermals 
strategische Reaktionen in den anderen Mitgliedstaa-
ten in Form weiterer Satzsenkungen auslösen wird.

19 Neben Deutschland, wo Kapitalgesellschaften neben der 
Körperschaftsteuer auch Gewerbesteuer und Solidaritäts-
zuschlag bezahlen (der durchschnittliche Gesamtsteuersatz 
von 38,6  % in 2007 soll in 2008 auf 29,8  % sinken), werden 
auch in Belgien (3  %), Frankreich (3,3  %) und Portugal 
(10  %) Zuschläge zur Körperschaftsteuer erhoben. In Ungarn 
und Italien werden zudem Wertschöpfungssteuern von 
2,3  % bzw. 4,25  % erhoben. Des Weiteren gibt es in Luxem-
burg eine lokale Steuer für Kapitalgesellschaften mit einem 
Steuersatz von 6,8  % (Stadt Luxemburg) des Gewinns und 
in Spanien eine branchenabhängige Ertragsteuer von maxi-
mal 7,5  % des Gewinns (vgl. Status:Recht vom 26.01.2007, 
Heft 2, S. 40).

Abbildung 1: Durchschnittliche Körperschaftsteuersätze und -einnahmen der 

EU-15 Staaten, 1980–2006

Quelle: adaptiert aus Ganghof und Genschel (2007)
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Abbildung 2: Körperschaftsteuersätze auf einbehaltene 

Gewinne von Kapitalgesellschaften (ohne Zuschlagsteu-

ern und lokale Steuern) in % in 2006/2007.

2006 2007

Belgien 33 33

Dänemark 28 28

Deutschland 25 25

Finnland 26 26

Frankreich 33,3 33,3

Griechenland 29 25

Großbritannien 30 30

Irland 12,5 12,5

Italien 33 33

Luxemburg 22 22

Niederlande 29,6 25,5

Österreich 25 25

Portugal 25 25

Schweden 28 28

Spanien 35 32,5

EU-15-Durchschnitt 27,6 26,9

Bulgarien 15 10

Estland (1) 0 0

Lettland 15 15

Litauen 15 15

Malta 35 35

Rumänien 16 16

Slowakei 19 19

Slowenien 25 23

Tschechien 24 24

Polen 19 19

Ungarn 16 16

Zypern 10 10

NMS-12-Durchschnitt 17,4 16,8

EU-27-Durchschnitt 23,3 22,6

Quelle: Status:Recht 26.01.2007, 40; eigene Recherchen

Die Bedeutung der nominalen Sätze wird ver-
ständlich, wenn man sich vergegenwärtigt, dass es 
für die Entscheidung eines multinationalen Unter-
nehmens, ob man »paper profits« im Niedrigsteuer-
ausland anfallen lässt oder nicht, auf die nominalen 
Sätze ankommt – und nicht auf die konstant geblie-
bene effektive Belastung. Das liegt daran, dass für die 
Gewinnverlagerung ohnehin nur jene Gewinnanteile 
überhaupt in Frage kommen, die tatsächlich steuer-

pflichtig sind, weil sie nicht bereits durch Abschrei-
bungsmöglichkeiten und andere Vergünstigungen 
vor Besteuerung geschützt werden. Für diese steuer-
pflichtigen Anteile ist aber die tarifliche gleich der ef-
fektiven Belastung. Der Trend hin zu niedrigen Sätzen 
und breiten Bemessungsgrundlagen ist deshalb der 
Versuch der Staaten, über die Senkung der Sätze die 
nationale Unternehmensteuerbasis gegen Gewinn-
verlagerungen ins Ausland zu verteidigen und gleich-
zeitig Einnahmenausfälle durch die Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage auszugleichen (vgl. Ganghof 
2005; 2006a; Haufler/Schjelderup 2000). Durch die 
Politik der Steuersatzsenkung bei gleichzeitiger Ver-
breiterung der Bemessungsgrundlage ergibt sich aber 
auch eine Verschiebung der Steuerbelastung inner-
halb der Gewinnbesteuerung von Unternehmen: ge-
rade hoch profitable multinationale Unternehmen 
profitieren, während eher national agierende, weni-
ger profitable Unternehmen stärker belastet werden 
(vgl. Ganghof 2006b). In der Realität läuft dies darauf 
hinaus, dass gerade viele mittelständische und kleine 
Unternehmen stärker belastet wurden, während Kon-
zerne entlastet wurden (vgl. Devereux/Griffith/Klemm 
2002, 483).20

Durch den Steuerwettbewerb kommt es auch noch 
zu weiteren Veränderungen in der Struktur der na-
tionalen Steuersysteme. Zum einen zeigt sich empi-
risch eine Verschiebung der Steuerbelastung von mo-
bilen zu immobilen Faktoren. Die Steuerbelastung des 
Faktors Arbeit ist gestiegen, während die Belastung 
des Faktors Kapital sinkt (z.  B. Winner 2005; Schwarz 
2007). Daneben gibt es auch erste Tendenzen einer 
Umschichtung von der direkten zur indirekten Be-
steuerung (Bach 2001). Allerdings nehmen sich die 
Steuersatzerhöhungen bei der Mehrwertsteuer im 
Verhältnis zu den (Spitzensteuer-)Satzreduzierungen 

20 Im Übrigen kann die Politik der Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage bei gleichzeitiger Senkung der Sätze auch 
negative Folgen für das Wachstum haben. Gerade junge 
Unternehmen in der Gründungsphase, die noch nicht pro-
fitabel sind, werden gegenüber »altem« Kapital, das bereits 
von den bisher günstigeren Abschreibungsmöglichkeiten 
profitiert hat und nun zusätzlich in den Genuss niedriger 
Steuersätze kommt, benachteiligt. Da das Wachstumspoten-
tial einer Volkswirtschaft in hohem Maße von der Investi-
tionsbereitschaft in neuen, noch unerschlossenen Geschäfts-
feldern abhängt, ist dies kontraproduktiv. Dies ist wohl ein 
wichtiger Grund dafür, warum Vertreter der Finanzministe-
rien in Gesprächen anklingen lassen, dass die Politik der Satz-
reduzierung bei gleichzeitiger Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage langsam, aber sicher an ihre Grenzen stößt. 
In der aktuellen Diskussion um die geplante deutsche Unter-
nehmensteuerreform, die die Bemessungsgrundlage auf er-
tragsunabhängige Elemente ausweiten will, tauchen ent-
sprechende Argumente ebenfalls auf (siehe z.  B. Tagesspie-
gel vom 14.03.2007).
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im Rahmen der Unternehmens- und persönlichen Ein-
kommensteuer noch vergleichsweise moderat aus 
(Schratzenstaller 2006). Alle diese Verschiebungen in 
der Steuerstruktur bewirken, dass die Verteilung der 
Steuerbelastung ungerechter wird. Kapitaleinkom-
men, insbesondere solche aus hochprofitablen Inves-
titionen, werden entlastet, während Arbeitseinkom-
men und Konsum stärker belastet werden.

Die als Reaktion auf den Steuerwettbewerb einge-
schlagene Politik einer Satzsenkung bei Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage hat außerdem einen sehr 
wichtigen indirekten Effekt auf den Tarifverlauf der 
persönlichen Einkommensteuer, wie wir im Folgenden 
zeigen möchten.

Indirekte Auswirkungen: Die Progression der 
persönlichen Einkommensbesteuerung

Die Satzsenkungen der Unternehmensteuer strahlen 
in den Bereich der Einkommensteuer aus und können 
zu einer Absenkung der Spitzensteuersätze und einer 
Abschmelzung der Progression in der persönlichen 
Einkommensteuer führen. Da die persönliche, pro-
gressiv ausgestaltete Einkommensteuer das wichtigste 
und wirkmächtigste steuerliche Element zur Regulie-
rung der Wohlstandsverteilung ist, gerät das Umver-
teilungsziel in Gefahr (Uhl 2006). Der kausale Mecha-
nismus, der den Druck auf die Progression der per-
sönlichen Einkommensteuer bewirkt, ist – verkürzt 
beschrieben – folgender: Das Einkommen von natür-
lichen Personen und von Körperschaften unterschei-
det sich nicht prinzipiell, sondern nur in der juris-
tischen Form voneinander. Wenn die Körperschaft-
steuer niedriger ist als die persönliche Einkommensteuer, 
dann lohnt es sich für Privatpersonen, ihr Einkommen 
in einer Körperschaft zu »verstecken«. Um solchen 
inländischen Steuervermeidungsstrategien entgegen-
zuwirken, wird in der Regel versucht, den Körper-
schaftsteuersatz auf einbehaltene Gewinne und den 
Spitzensatz der persönlichen Einkommensteuer an-
zugleichen. Zur Aufrechterhaltung der Integrität und 
einer möglichst marktkonformen Ausgestaltung des 
Einkommensteuersystems ist man auf diese Schutz-
funktion (»backstop function«) der Körperschaft-
steuer angewiesen (vgl. Mintz 1995; Ganghof 2004; 
2007).

Wenn nun aber der Körperschaftsteuersatz auf-
grund des Steuerwettbewerbs gesenkt werden muss, 
hat dies Auswirkungen auf die Integrität des Einkom-
mensteuersystems. Eine Regierung kann sich ent-
scheiden, den Spitzensatz der persönlichen Einkom-
mensteuer ebenfalls zu senken, um die inländische 
Steuerarbitrage gering zu halten. In diesem Fall wird 

die Progressivität der Einkommensteuer und damit die 
Umverteilung innerhalb des Steuersystems direkt ver-
ringert. Eine Regierung kann sich aber auch dazu ent-
scheiden, eine Spreizung zwischen dem Körperschaft-
steuersatz und dem Spitzensatz der persönlichen Ein-
kommensteuer zuzulassen, und eröffnet damit genau 
jene oben beschriebenen Arbitragemöglichkeiten.21 
In diesem Fall bleibt zwar auf dem Papier die Progres-
sivität zumindest der persönlichen Einkommensteuer 
bestehen. Tatsächlich aber wird das Umverteilungsziel 
unterwandert, weil gerade die gut und sehr gut ver-
dienenden Steuerzahler von den »inländischen Arbi-
tragemöglichkeiten« Gebrauch machen können.

Auch an der Entwicklung der letzten Jahre lässt 
sich dieser enge Zusammenhang zwischen der Höhe 
des Körperschaftsteuersatzes und dem Einkommen-
steuerspitzensatz ablesen. So ist ein offensichtliches 
Symptom dafür, dass die progressive Einkommen-
steuer in den letzten Jahren unter Druck gekommen 
ist, die Einführung sogenannter Flat-Tax-Systeme in 
einigen Ländern, insbesondere in Osteuropa. Eine Flat 
Tax zeichnet sich durch einen proportionalen Tarifver-
lauf aus; bei einer Flat Tax in Reinform hat man es also 
mit nur einem einzigen Steuersatz zu tun, der un-
abhängig von der Einkommenshöhe zur Anwendung 
kommt. Eine proportionale Steuer setzt zwar auch bei 
der Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen an – Ge-
ringverdiener zahlen absolut gesehen weniger als Ein-
kommensmillionäre. Allerdings wird die Reichtums- 
bzw. Armutsverteilung unangetastet gelassen. Nur 
wenn Wohlhabende auch einen größeren Teil ihres 
Einkommens abgeben als Geringverdiener, wie im 
Falle eines progressiven Tarifverlaufs, erfolgt eine Um-
verteilung über das Steuersystem.

Andere Staaten, wie die skandinavischen Länder in 
den 1990er Jahren, haben die Option gewählt, eine 
größere Lücke zwischen den Sätzen nicht nur zuzulas-
sen, sondern die Satzspreizung sogar explizit zum 
Prinzip zu erheben. Sie haben eine duale Einkommen-
steuer eingeführt, bei der Unternehmen und Kapital 
proportional mit einem niedrigeren Satz besteuert 
werden als die deutlich progressiv besteuerten Ar-
beitseinkommen. Natürlich bestehen auch in einem 
solchen System Anreize, private Arbeitseinkommen 
umzudeklarieren, und diese werden auch ausgenutzt – 

21 Steffen Ganghof (2006a, Kapitel 1) zeigt, dass die OECD-
Staaten von 1975 bis 1989 erfolgreich darin waren, die Satz-
spreizung zu verringern. Von 1989 an, als der Steuerwett-
bewerb an Intensität gewann, sahen sie sich gezwungen, 
die Schere wieder sehr deutlich öffnen zu lassen. Es mag 
sein, dass die inländische Steuerarbitrage zwischen persön-
licher Einkommen- und Körperschaftsteuer auch ein Teil der 
Erklärung dafür ist, warum die Körperschaftsteuereinnah-
men nicht gesunken sind.
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was die Staaten wiederum durch komplexe Regelun-
gen zu unterbinden versuchen (vgl. Sørensen 2005). 
Ebenfalls lässt sich argumentieren, dass ein duales 
System unter Umverteilungsgesichtspunkten proble-
matisch ist, da eine Umverteilung lediglich unter den-
jenigen stattfindet, die ihre persönlichen Einnahmen 
aus Arbeitseinkommen beziehen, während hohe 
Kapitaleinkommen nur proportional und zu einem 
erheblich geringeren Satz versteuert werden. Den-
noch fällt eine Umverteilung in einem solchen System 

immer noch deutlicher aus als unter einer Flat Tax, bei 
der noch nicht einmal mehr die Arbeitseinkommen 
progressiv besteuert werden.22

Insgesamt gilt: Die negativen Auswirkungen des 
steuerlichen Standortwettbewerbs auf die Progression 
der Einkommensbesteuerung und die Verschiebun-
gen in der Struktur der Einnahmenseite sind eine sehr 
reale Bedrohung für eine Politik, die den Anspruch 
hat, soziale Gerechtigkeit zu verwirklichen.

22 Aus diesem und einer Reihe weiterer guter Gründe halten 
manche Autoren die duale Einkommensteuer für eine sinn-
volle Reaktion auf die Herausforderungen des Steuerwett-
bewerbs, die sich auch sozialdemokratische Parteien zu 
eigen machen sollten (vgl. z.  B. Ganghof 2004). In Deutsch-
land geschieht dies, also die deutliche steuerpolitische 
Orientierung am Dualen Modell mit der Steuerreform 2008. 
Für einen Vergleich von Dualer Einkommensteuer und »flat 
tax«, vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium 
der Finanzen (2004).
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Wie aber könnte eine sinnvolle Antwort auf die Im-
perative des Steuerwettbewerbs aussehen? Im Fol-
genden argumentieren wir, dass eine Lösung für die 
Probleme des Steuerwettbewerbs nur gelingen kann, 
wenn es zu einer zumindest teilweisen Harmonisie-
rung auf der europäischen Ebene kommt. Dabei ge-
hen wir in drei Schritten vor. Zunächst zeigen wir, auf 
welche Weise die Einführung einer »Gemeinsamen 
Konsolidierten Körperschaftsteuerbemessungsgrund-
lage« (GKKB) im Verhältnis zum gegenwärtigen Re-
gelsystem die Möglichkeiten der Unternehmen zur 
Gewinn- und Verlustverlagerung begrenzen kann. 
Wir zeigen aber auch, dass eine GKKB, so sie nicht 
wenigstens von einem Mindeststeuersatz begleitet ist, 
den Steuerwettbewerb auf andere Faktoren richtet 
und damit neu strukturiert. Schließlich wollen wir kurz 
darstellen, welchen Stand die derzeitige Debatte um 
eine gemeinsame Bemessungsgrundlage auf europä-
ischer Ebene hat. Daran anschließend stellen wir die-
jenigen Kriterien und Eckpunkte für eine europäische 
Antwort im Hinblick auf die Unternehmensbesteue-
rung vor, denen eine Einigung aus unserer Sicht in-
haltlich genügen müsste. Eine solche europäische Lö-
sung würde den Mitgliedstaaten immerhin einige der 
durch den Steuerwettbewerb verloren gegangenen 
steuerpolitischen Gestaltungsmöglichkeiten neu er-
öffnen. Sie böte die Chance auf einen pluralistischen 
und damit kontroversen demokratischen Prozess, um 
steuerpolitische Fragen in den Mitgliedstaaten auch 
tatsächlich beantworten zu können.

1. Möglichkeiten und Grenzen einer GKKB

Welche Möglichkeiten bietet die Einführung einer 
»Gemeinsamen Konsolidierten Körperschaftsteuer-
bemessungsgrundlage« (GKKB) im Verhältnis zum 
derzeit geltenden System europäischer Besteuerung? 
Und auf welche Probleme kann eine isoliert einge-
führte GKKB keine Antwort liefern? Beiden Fragen 
soll im Folgenden nachgegangen werden.

Um nachvollziehbar zu machen, welcher Vorteil für 
die europäischen Mitgliedstaaten in der Einführung 
einer GKKB steckt, müssen wir zunächst in aller Kürze 
das gegenwärtige internationale Steuerrechtssystem 
erläutern. Grundsätzlich richtet sich dies nach der so-
genannten Wohnsitzbesteuerung, d.  h. dass die Steu-
erpflicht an den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt von natürlichen Personen bzw. an den Sitz oder 
Ort der Geschäftsleitung juristischer Personen (also 

beispielsweise Kapitalgesellschaften) geknüpft ist. 
Gleichzeitig verzichtet aber kein Staat der Welt da-
rauf, beispielsweise Wirtschaftsvorgänge oder Ver-
mögenswerte auf dem eigenen Gebiet auch dann zu 
besteuern, wenn sie Nichtansässigen zugute kommen 
oder gehören (Quellenprinzip). Wenn nun also ein 
Unternehmen in einem weiteren Land eine Betriebs-
stätte unterhält und damit am Wirtschaftsleben des 
anderen Landes teilnimmt, so findet die Geschäfts-
tätigkeit in zwei Steuergebieten statt mit der Folge, 
dass beide Staaten Steuern auf die jeweiligen Ge-
schäftsvorgänge erheben könnten und es so zu Dop-
pelbesteuerungen kommt – ein Thema, auf das wir 
bereits weiter vorne hingewiesen haben. Um Wett-
bewerbsverzerrungen für die Unternehmen durch die 
mit der Doppelbesteuerung verbundenen finanziellen 
Mehrbelastungen zu vermeiden, sollen die von den 
Unternehmen erwirtschafteten Gewinne aber nur ein-
mal versteuert werden – also weder doppelt noch gar 
nicht.

Dies wirft die Frage auf, nach welcher Methode der 
Gewinn der Unternehmensteile (Betriebsstätten, Un-
ternehmenssitze) voneinander abgegrenzt wird. Hier 
gibt es grundsätzlich zwei Methoden: zum einen die 
national getrennte Gewinnermittlung (»separate ac-
counting«), die den Betriebsstättengewinn aufgrund 
einer eigenständigen Betriebsstättenbuchführung wie 
bei einem selbstständigen Unternehmen ermittelt, 
und zum anderen die international vereinheitlichte 
und konsolidierte Gewinnermittlung mit Formelzerle-
gung (»unitary taxation with formula apportion-
ment«), die vom Gesamtgewinn des multinationalen 
Unternehmens ausgeht und diesen nach bestimmten 
(anderen) Faktoren auf das Stammhaus und die in ver-
schiedenen Ländern tätigen Betriebsstätten verteilt 
(vgl. z.  B. McLure/Weiner 2000). Die erste Methode 
wird im gesamten internationalen Steuerrecht und 
auch in der Europäischen Union praktiziert. Die zweite 
Methode wird in manchen föderalen Staaten wie den 
USA, Kanada und im deutschen Recht bei der Ge-
werbesteuerzerlegung zur Aufteilung auf die Gebiets-
körperschaften verwendet. Auch liegt sie der Idee 
einer europäischen GKKB zugrunde.

Probleme der national getrennten Besteuerung 
(»separate accounting«)

Insgesamt wird also beim derzeit verwendeten System 
des »separate accounting« jeder Teil eines multinatio-

IV. Unternehmensbesteuerung in Europa: ein Vorschlag
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nalen Unternehmens steuerlich so behandelt, als sei 
es eine selbständige separate Unternehmenseinheit 
(Li 2003, Kapitel 3), und der Gewinn, der dem Teil-
unternehmen zugerechnet werden kann, wird auch 
am jeweiligen Standort nach den dortigen Regeln be-
steuert. Damit aber eine solche national getrennte 
Besteuerung überhaupt auf multinationale Unterneh-
men, die ja per definitionem grenzüberschreitend 
tätig sind, angewendet werden kann, müssen diese 
Unternehmen zur Ermittlung des Gewinns der einzel-
nen Unternehmensteile ihre betriebsinternen, aber 
grenzüberschreitenden Transaktionen von Waren und 
Dienstleistungen für steuerliche Zwecke einpreisen. 
Diese sogenannten Verrechnungspreise sollen denje-
nigen entsprechen, die sich ergäben, wenn die Unter-
nehmensteile unabhängig voneinander agierende 
Marktteilnehmer wären (Fremdvergleichsgrundsatz 
bzw. »arm’s length principle«). Die Verrechnungs-
preise können aus einer Reihe von Gründen 
»manipuliert« werden, damit Gewinne insbesondere 
in Niedrigsteuerländern anfallen und Verluste in Hoch-
steuerländern (Bartelsman/Beetsma 2003).23 Die Kon-
struktion der national getrennten Besteuerung eröff-
net den Unternehmen also vielfältige Möglichkeiten 
der unternehmensinternen Steuerarbitrage.

Hinzu kommt, dass sich die Regeln des interna-
tionalen Steuerrechts, wenn man es mit einem eigen-
ständigen Unternehmensteil – einer Betriebsstätte – 
zu tun hat, im Prinzip an der juristischen Form und 
nicht an der ökonomischen Substanz orientieren. Es 
genügt wenig mehr als ein Briefkasten in einem Nied-
rigsteuerland, um dort Gewinne zu verbuchen bzw. 
diese steuermindernd hindurchzuschleusen. Auch 
hiervon machen die Konzerne Gebrauch (Desai/Fritz/
Hines 2006). Theoretisch können Staaten hierauf rea-
gieren, indem sie beispielsweise eine sogenannte Hin-
zurechnungsbesteuerung praktizieren. Wie wir weiter 
vorne bereits am Beispiel Großbritanniens und dem 
vor dem EuGH verhandelten Fall des Unternehmens 

23 Diese »Manipulationen« sind keineswegs illegal. Ganz im 
Gegenteil entstehen die Spielräume in der Festlegung der 
Verrechnungspreise daraus, dass es für sehr viele Zwischen-
produkte, die innerhalb von Unternehmen »gehandelt« wer-
den, wie z.  B. Wissen und Know-how, sehr schwierig ist, 
einen korrekten Fremdvergleich durchzuführen. Die Ironie 
ist, dass nach der gängigen ökonomischen Theorie multi-
nationaler Unternehmen diese gerade deshalb bestehen, 
weil der Marktmechanismus für die betreffenden Transaktio-
nen nicht funktionieren kann. Genau deshalb kommt der 
Fremdvergleichsgrundsatz aus ganz grundsätzlichen Erwä-
gungen an seine Grenzen. In der Praxis sind deshalb die 
zulässigen Intervalle, innerhalb derer Verrechnungspreise 
liegen dürfen, von sehr erheblicher Breite (Holzleitner 2005). 
Natürlich nutzen die Unternehmen, bzw. die von Ihnen be-
trauten Steuerberater, diese Spielräume zur steueroptimalen 
Gestaltung aus.

Cadbury Schweppes gezeigt haben, sind solche ein-
zelmitgliedstaatlichen Maßnahmen aus Sicht des 
Europäischen Gerichthofes allerdings nicht mit der 
Niederlassungsfreiheit innerhalb Europas vereinbar.

Gerade die Regeln der national getrennten Be-
steuerung, die den Staaten die formale Freiheit zur 
Gestaltung ihrer Besteuerungssysteme belässt, führen 
dazu, dass sie in der Verfolgung ihrer steuerpoli tischen 
Ziele von Verteilungsgerechtigkeit und Effizienz durch 
den Steuerwettbewerb beschränkt werden. Gerade 
die Tatsache unbeschränkter formaler Steuersouverä-
nität führt zu einer Einschränkung ihrer materiellen 
Politikautonomie (Rixen 2006).

Möglichkeiten und Grenzen der 
konsolidierten Gewinnermittlung mit 
»formula apportionment«

Wie bereits geschildert, geht man bei einer gemein-
samen Bemessungsgrundlage mit Formelzerlegung 
vom Gesamtgewinn des Unternehmens aus und ver-
teilt diesen nach bestimmten anderen als am Gewinn 
orientierten Faktoren auf die Unternehmensteile. Das 
heißt, dass zunächst unabhängig vom jeweiligen Un-
ternehmensstandort sämtliche steuerlichen Gewinne 
der einzelnen Gesellschaften einer Unternehmens-
gruppe auf Basis einer gemeinsamen Bemessungs-
grundlage zusammengefasst werden (Konsolidie-
rungskreis).24 Das so ermittelte konsolidierte Unter-
nehmensergebnis wird schließlich nach einem zu 
bestimmenden und vorher festgelegten Verteiler-
schlüssel (zumeist anhand einer Formelzerlegung, 
dem »formula apportionment«) den einzelnen Unter-
nehmensstandorten zugerechnet, wo dieses schließ-
lich nach dem jeweils national geltenden Steuersatz 
besteuert werden kann.

Der Vorteil dieser Methode: Wenn der Gewinn 
(und Verlust) eines Unternehmens nicht national ge-
trennt ermittelt, und zusätzlich der Verteilerschlüssel 
adäquat gewählt wird, fallen die wichtigsten Möglich-
keiten zur Gewinnverlagerung für die Unternehmen 
weg. Interne Verrechnungspreise müssen für die steu-
erliche Gewinnermittlung gar nicht mehr festgelegt 
werden, da der Gewinn ja für das gesamte Unterneh-
men ermittelt wird.25 Außerdem verlieren Briefkasten-

24 Wichtig ist, dass es sich um eine vereinheitlichte und kon-
solidierte Bemessungsgrundlage handelt. Vereinheitlichung 
bedeutet, dass der Gewinn in allen Staaten gleich ermittelt 
wird. Konsolidierung meint zusätzlich, dass Gewinne und 
Verluste grenzüberschreitend verrechnet werden.

25 Allerdings stellt sich im Falle einer europaweiten Einführung 
einer GKKB die Frage, wie die internationalen Steuerregeln 
mit außereuropäischen Staaten zu gestalten sind. Da sie 
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firmen ihre Bedeutung, sofern sich die Zuteilung des 
Gesamtgewinns auf die beteiligten Länder an »realen« 
ökonomischen Größen orientiert, wie dies bei Lohn-
summe, Umsatz und Vermögen – dies sind die Grö-
ßen, die in den USA typischerweise verwendet wer-
den – der Fall wäre. Die typische Briefkastenfirma 
würde unter diesen Umständen schlicht gar keinen 
oder nur einen sehr kleinen Teil der Unternehmens-
gewinne zugewiesen bekommen (McIntyre 1993, 
319).

Allerdings muss an dieser Stelle auf neue Probleme 
hingewiesen werden. Denn bei einer gemeinsamen 
Bemessungsgrundlage plus Formelzerlegung geht es 
im steuerlichen Standortwettbewerb nicht mehr um 
rein bilanzielle Gewinnverschiebungen, sondern – 
sofern nicht wenigstens ein Mindeststeuersatz fest-
gelegt wird – um reale Investitionen. Unternehmen 
und Staaten können einen Steuerwettbewerb auch 
anhand derjenigen Faktoren strukturieren, die Be-
standteil der jeweiligen Zerlegungsformel sind. Es 
steht zu befürchten, dass eine gemeinsame Bemes-
sungsgrundlage, gerade weil sie die Möglichkeiten 
zur Verlagerung von »paper profits« begrenzt, den 
Wettbewerb um reale Investitionen verstärkt.

Die Relevanz dieses Wettbewerbs für die Mitglied-
staaten unterscheidet sich u.  a. danach, in welcher 
Gewichtung mobile oder immobile Faktoren in die 
Formel eingehen. Das heißt: Je mobiler die Faktoren 
sind, die in die Formel eingehen, desto anfälliger ist 
das System für einen steuerlichen Standortwett-
bewerb der Mitgliedstaaten untereinander. Mobil sind 
dabei beispielsweise die Faktoren Vermögen/Ver-
mögenswerte (tatsächliche Investitionen) und Umsatz 
nach dem Ursprungsort.26 Als eher immobil gelten die 

nicht an der gemeinsamen Bemessungsgrundlage partizipie-
ren, würde im Verhältnis zu diesen Staaten das bisherige 
System des »seperate entity accounting« fortbestehen. Dies 
würde aber bedeuten, dass Unternehmen, die auch über 
Europa hinaus tätig sind, sowohl eine Konsolidierung ihres 
Gewinns vornehmen müssen als auch weiterhin nach dem 
Prinzip des »separate accounting« bezüglich ihrer außer-
europäischen Töchter besteuert würden. Damit diese Paral-
lelität nicht zur Verlagerung von »paper profits« in Dritt-
staaten genutzt werden kann, sind bestimmte Abgrenzungs-
regeln notwendig (vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim 
Bundesministerium der Finanzen 2007, 34  ff.).

26 Grundsätzlich hat die Verwendung des Faktors Umsatz nach 
dem Ursprungsort zur Folge, dass die Zuteilung der Bemes-
sungsgrundlage an den Mitgliedstaat erfolgt, von dem aus 
ein Unternehmen seine Waren versendet. Dieser Umsatz 
nach Ursprungsort kann deshalb leicht zur Gewinnverlage-
rung verwendet werden, da dieser Versendungsort/Verlade-
ort von dem Unternehmen gesteuert werden kann (Europä-
ische Kommission 2006c). Unabhängig von der Tatsache, 
dass die Faktoren Vermögen und Umsatz nach Ursprungsort 
als mehr oder weniger mobil und damit anfällig für einen 

Faktoren Lohnsumme/Beschäftigtenzahlen und Um-
satz nach dem Bestimmungsort.27

Andererseits birgt auch die Orientierung an immo-
bilen Faktoren Risiken, denn je deutlicher im Rahmen 
einer Formel auf die immobilen Faktoren (Lohn-
summe/Beschäftigtenzahlen oder Umsatz nach Be-
stimmungsort) gesetzt wird, desto deutlicher können 
unerwünschte Effekte beispielsweise für Arbeitneh-
mer/innen ausfallen. Das Problem liegt darin begrün-
det, dass die Faktoren, die in die Formel eingehen, 
auch die Anteile festlegen, die den jeweiligen Staaten 
zur Besteuerung zugewiesen werden. Auf diesen An-
teil erheben die Mitgliedstaaten schließlich ihren je-
weils national gültigen Steuersatz. Ein Beispiel: die 
Lohnsumme. Würden beispielsweise die Gewinne ei-
nes Gesamtunternehmens den Staaten auf der Basis 
der Lohnsumme zugewiesen, die ein Unternehmens-
teil im Mitgliedstaat seines Standortes bezahlt, dann 
würden – so dieser Mitgliedstaat einen vergleichs-
weise hohen Steuersatz hat – die Unternehmen umso 
mehr darauf achten, dass sie entweder diese Lohn-
summe in einem Land anfallen lassen, das niedrige 
Sätze aufweist, oder versuchen, am Standort eine 
niedrigere Lohnsumme zu finanzieren. Das heißt kurz 
gefasst: Je höher die Bewertung der Lohnsumme im 
Rahmen der Formel, desto höher kann der (zusätz-
liche) Druck auf die Lohnabschlüsse in den Ländern 
mit einem vergleichsweise hohen Lohnniveau und 
vergleichsweise hohen Steuersätzen ausfallen. Auch 
wenn wir eingangs in Teil 3 darauf hingewiesen ha-
ben, dass derzeit aufgrund von mitgliedstaatlichen 
Steuerbelastungsunterschieden eine Standortverlage-
rung von ganzen Betriebsstätten empirisch betrachtet 
eine untergeordnete Rolle spielt, so kann sich diese 
Situation natürlich dann ändern, wenn die Formel-
zerlegung die Körperschaftsteuer in eine implizite 

Steuerwettbewerb angesehen werden können, ergeben sich 
bei diesen Faktoren auch anderweitige Manipulationsmög-
lichkeiten. Beispielsweise kann die Orientierung an Ver-
mögensgegenständen zum fiskalisch motivierten »Ver-
stecken« von Vermögen in Stiftungen führen.

27 Bei Verwendung des Faktors Umsatz nach dem Bestim-
mungsort erfolgt die Zuteilung der Bemessungsgrundlage 
hin zu dem Staat, in dem die Waren schließlich auf den 
Markt gebracht oder in Betrieb genommen werden. Diese 
Zuteilung steht zumindest nicht generell unter der Kontrolle 
der Gesellschaft, wirft allerdings eine Reihe weiterer Pro-
bleme auf, wie Ana Agùndez-Garcia (2006, 52  f.) beispiels-
weise unter dem Stichwort »Nirgendwo«-Umsätze (no-
where sales) herausarbeitet. Wenn also Umsätze in einem 
Mitgliedsland erfolgen, in dem das Unternehmen nicht ver-
treten ist, werden nach der Rückbezugsregel solche Umsätze 
dem Versandstaat zugeordnet und unterliegen somit dem 
Faktor Umsatz nach Ursprungsort mit all seinen Problemen 
aus der Mobilität und damit unternehmerischen Steuerbar-
keit dieser Umsätze. 
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Steuer auf die in der Formel verwendeten Faktoren 
umwandelt (McLure 1980; Agúndez-García 2006) – in 
unserem Beispiel in eine Lohnsummensteuer. Der 
Wettbewerb der Standorte würde dann auf Basis von 
Lohnabschlüssen ausgetragen werden.

Die Beispiele sollten zeigen, dass es auch bei einer 
Formelzerlegung keinen Königsweg gibt. Die Einfüh-
rung einer GKKB mit Formelzerlegung führt nicht zu 
einer grundsätzlichen Eindämmung jedes steuerlichen 
Standortwettbewerbs, sondern nur zu einer Verlage-
rung des Wettbewerbs auf die in der Formel enthal-
tenen Faktoren. Dies gilt jedenfalls, solange es keine 
angeglichenen Steuersätze – oder wenigstens einen 
für alle gültigen Mindeststeuersatz – in den Ländern 
gibt. Dann würde die Aufteilung der Bemessungs-
grundlage auf die jeweiligen Mitgliedstaaten zwar 
auch der Formel folgen, da aber nach einheitlichen 
Sätzen besteuert würde, wäre den Unternehmen der 
Anreiz genommen, ihre Steuerplanung anhand der 
Formel-Faktoren neu zu strukturieren, denn sie wür-
den – bei vollständig angeglichenen Sätzen – überall 
gleich hohe Steuern zahlen. Auch ein Mindeststeu-
ersatz erfüllt diesen Zweck zumindest annähernd. 
Denn es ist, empirisch gesehen, durchaus plausibel 
anzunehmen, dass eine begrenzte Steuersatzsprei-
zung unter den Ländern, sofern die Sätze insgesamt 
oberhalb eines Mindestsatzes liegen und reine 
Gewinnverlagerungen ausgeschlossen sind, nicht zu 
dramatischen Unternehmensverlagerungen oder ver-
zerrten Ansiedelungsanreizen führt. Die unten vor-
geschlagenen Eckpunkte folgen diesen Überlegun-
gen. Wir plädieren für die Einführung eines Mindest-
steuersatzes. Doch zuvor wollen wir kurz den Stand 
des derzeitigen europäischen Prozesses zur Entwick-
lung einer GKKB skizzieren.

2. Die aktuelle europäische 
Debatte zur GKKB

Nachdem der Prozess einer Annäherung der Unter-
nehmensbesteuerung in den 1990er Jahren mehr 
oder weniger ins Stocken geraten war, unternahm die 
Europäische Kommission 2001 mit der Veröffent-
lichung ihrer Unternehmensteuerstudie (Europäische 
Kommission 2001a) sowie weiteren Mitteilungen zur 
Unternehmensbesteuerung (Europäische Kommission 
2001c; 2001b) einen neuen Anlauf. Darin verwies sie 
auf erhebliche steuerlich bedingte Schwierigkeiten bei 
der grenzüberschreitenden Tätigkeit von Unterneh-
men innerhalb der EU. Unterschiedliche Regelungen 
zur Festsetzung der Steuerbemessungsgrundlage ver-
ursachten zahlreiche Probleme bei der Besteuerung 
von konzerninternen Vorgängen; die Befolgungskos-

ten seien für die Unternehmen zu hoch und die Ge-
fahr der Doppelbesteuerung sei nach wie vor existent. 
Eine der Maßnahmen, mit denen die Situation für die 
Unternehmen verbessert werden sollte, war eine auf 
mittelfristige Sicht einzuführende gemeinsame, kon-
solidierte Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage 
für grenzüberschreitende Unternehmenstätigkeiten 
mit dem Ziel, die Unternehmensteuersysteme der Mit-
gliedstaaten effizienter, wirksamer, einfacher und 
transparenter zu machen. Der Ministerrat setzte da-
raufhin eine Arbeitsgruppe28 ein, deren Zwischenbe-
richt die Kommission im April 2006 vorlegte. Der mit 
den Arbeiten rund um die »Gemeinsame Konsoli-
dierte Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage« 
(GKKB) verbundene Zeitplan sieht für Ende des Jahres 
2008 die Vorlage eines umfassenden Vorschlages für 
einen Gemeinschaftsrechtsakt (Richtlinie) vor. Inhalt-
lich expliziert der Zwischenbericht den Charakter der 
gemeinsamen Bemessungsgrundlage (Europäische 
Kommission 2006a; siehe auch Czakert 2006). Es soll 
sich – wie oben bereits beschrieben – um eine kon-
solidierte handeln, die den steuerlichen Gewinn der 
einzelnen Gesellschaften einer Unternehmensgruppe 
(Konsolidierungskreis) nach einheitlichen Regeln zu-
sammenfasst. Das so ermittelte konsolidierte Unter-
nehmensergebnis soll schließlich nach einem noch zu 
bestimmenden Verteilerschlüssel den einzelnen Mit-
gliedstaaten zugerechnet werden, die dieses schließ-
lich nach dem jeweils national geltenden Steuersatz 
besteuern.

Hinsichtlich des Verteilerschlüssels des konsolidier-
ten Gewinns auf die Mitgliedstaaten werden in einer 
Arbeitsunterlage der Arbeitsgruppe GKKB (2006c) 
neben der bereits beschriebenen Methode der For-
melzerlegung (»formula apportionment«) zwei wei-
tere Konzepte vorgestellt: die makroökonomische 
Aufteilungsmethode, wonach die Aufteilung der kon-
solidierten Bemessungsgrundlage eines Konzerns an-
hand von auf nationaler Ebene aggregierten Faktoren 
(z.  B. BIP) verteilt werden, oder die Verteilung auf der 
Grundlage der Wertschöpfung (Value Added 
Methode). Zum gegenwärtigen Zeitpunkt, also im 
März 2007, ist seitens der GKKB-Arbeitsgruppe noch 
keine Richtungsentscheidung darüber gefallen, nach 
welchen Kriterien eine Verteilung organisiert werden 

28 An dieser Arbeitsgruppe nehmen Experten aus den Ministe-
rien aller 27 Mitgliedstaaten und die Kommissionsdienststel-
len teil. Die Mitgliedstaaten haben sich im Vorfeld zu nichts 
verpflichtet. Die Arbeitsgruppe wurde zunächst für einen 
Zeitraum von drei Jahren eingesetzt und es sind rund vier 
Sitzungen pro Jahr geplant. Eine Dokumentation ihrer Arbeit 
findet sich im Internet unter http://ec.europa.eu/taxation_
customs/taxation/company_tax/common_tax_base/index_
de.htm (zuletzt aufgerufen am 21.03.2007).
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sollte, auch wenn die Kommission durchaus eine Prä-
ferenz hinsichtlich der Methode der Formelzerlegung 
erkennen lässt.

In dem Zwischenbericht weist die Kommission 
auch darauf hin, dass die GKKB aus ihrer Sicht nur für 
diejenigen Unternehmen gelten soll, die unter die 
Körperschaftsbesteuerung fallen, also nicht für Per-
sonengesellschaften. Darüber hinaus soll die gemein-
same Bemessungsgrundlage fakultativ erhoben wer-
den – für Unternehmen besteht also die Wahlmög-
lichkeit, ob sie sich auf Basis der gemeinsamen 
Bemessungsgrundlage besteuern lassen wollen oder 
nicht.

Hinsichtlich des Steuerwettbewerbs unter den Mit-
gliedstaaten sind alle drei Punkte – der Verteilerschlüs-
sel (also die Gewichtung der Faktoren in der Formel), 
die Wahlfreiheit und die nur eingeschränkte Gültig-
keit – relevant. Welche Auswirkungen sich aus der 
Gewichtung der Faktoren ergeben können, haben wir 
bereits oben erläutert. Verstärkt würde die Anfällig-
keit der Staaten, dem Standortverlagerungsdruck der 
Unternehmen vorauseilend nachzugeben, durch die 
Einschränkung des Teilnehmerkreises und die Wahl-
freiheit. Multinational vertretene Unternehmen wer-
den weiterhin mit der spitzen Feder rechnen können 
und werden sich jeweils die für sie vorteilhaftere Lö-
sung – die europäische oder die jeweilige nationale – 
aussuchen. Mindestens zwei negative Konsequenzen 
können damit verbunden sein.

Einerseits steht zu befürchten, dass die Wahlfrei-
heit Einfluss hat auf die Ausgestaltung der Zerle-
gungsformel, auf die sich die Mitgliedstaaten im 
Wege des Einigungsprozesses für eine GKKB verstän-
digen müssen. Denn um überhaupt interessant zu 
sein für die freiwillige Wahl durch Unternehmen, müs-
sen die Konsequenzen aus der Aufteilung der Bemes-
sungsgrundlage mindestens attraktiver sein als viele 
der bisher transnational möglichen steuerlichen Ge-
staltungsoptionen. Unschwer auszumalen, dass im 
Prozess der europäischen Entscheidungsfindung so 
innerhalb der Zerlegungsformel die mobilen Faktoren 
vor den immobilen bevorzugt werden, weil die Staa-
ten um ihre Wettbewerbsfähigkeit fürchten. Makro-
ökonomische Aufteilungsmethoden werden auf diese 
Weise – also vor dem Hintergrund der unternehme-
rischen Wahlfreiheit – kaum Chancen auf Durchset-
zung haben.

Hinzu kommt: Je attraktiver die europäische Lö-
sung aus Sicht der Unternehmen ausfällt, desto grö-
ßer wird der Steuersatzsenkungsdruck auf diejenigen 
Mitgliedstaaten, die noch vergleichsweise höhere 
Unternehmensteuersätze erheben. In den einzelnen 
Mitgliedstaaten würden künftig für multinational 
tätige Unternehmen drei verschiedene Steuersysteme 

gelten: die europäische einheitliche Bemessungs-
grundlage mit entsprechend national angepassten 
Sätzen, die durchaus von den sonstigen Körperschaft-
steuersätzen abweichen können, zweitens die Kör-
perschaftsteuer selbst und drittens die in vielen Mit-
gliedsländern für die Personengesellschaften geltende 
persönliche Einkommensteuer. Der Druck auf die 
Steuersätze aller drei Systeme – und darüber hinaus 
auch auf die Spitzensätze der persönlichen Einkom-
mensteuern – würde entsprechend nicht abge-
schwächt, sondern für viele Mitgliedstaaten im Ge-
genteil erhöht.

Bereits 2002 hat der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss (Wirtschafts- und Sozialausschuss 2002, 8  f.) 
auf einige der Probleme mit der einheitlichen Bemes-
sungsgrundlage ohne Verbindlichkeit der Wahl und 
Rechtsformneutralität durch Allgemeingültigkeit hin-
gewiesen. Er hielt es für nicht akzeptabel, unter-
schiedliche Regelungen für die Unternehmen zu 
schaffen. Ebenso widersprach der Ausschuss einem 
Vorgehen, das es ausschließlich den Mitgliedstaaten 
überlasse, ihre Steuersätze festzulegen. Denn der 
Transparenzeffekt über die tatsächliche Steuersatz-
höhe, der mit einer gemeinsamen Bemessungsgrund-
lage verbunden sei, versetze die Wirtschaftsteilneh-
mer in die Lage, starken Steuersenkungsdruck auf die 
nationalen Steuerbehörden auszuüben, so die Sätze 
nicht parallel angeglichen würden.

Gerade dieser vom Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss kritisierte Transparenzeffekt ohne Steuersatz-
angleichung ist es jedoch, mit dem die Kommissions-
dienststellen umgekehrt den Mitgliedstaaten die 
GKKB schmackhaft machen wollen, denn die Schaf-
fung einer GKKB würde den als fair bezeichneten 
Steuerwettbewerb transparenter machen. Die ge-
meinsame Bemessungsgrundlage würde entspre-
chend die mitgliedstaatliche Steuerhoheit nicht an-
greifen, so die Kommission, denn die Mitgliedstaaten 
seien nach wie vor frei in der Gestaltung ihrer Steuer-
sätze (Europäische Kommission 2006b, 22).

Da eine GKKB den Steuerwettbewerb zwar in sei-
ner Struktur verbessern, ihn aber nicht ausschalten 
würde, steht allerdings zu befürchten, dass die von 
der Kommission gemeinte Freiheit die Freiheit zu einer 
möglichen Anhebung oder Konstanthaltung der Steu-
ersätze nicht umfasst. Insofern ist die Steuerhoheit, 
auf die die Kommission hinweist, lediglich eine for-
male. Faktisch besitzen die Mitgliedstaaten – worauf 
wir verschiedentlich hingewiesen haben – keine Ge-
staltungsfreiheit mehr. Wie sie wenigstens Teile davon 
wieder gewinnen können, davon soll der folgende 
Abschnitt handeln.
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3. Kriterien und Eckpunkte für eine 
euro päisierte Unternehmensbesteuerung

Die Eckpunkte, die wir vorschlagen, sind bereits an-
geklungen und sollen im Folgenden noch einmal 
expliziert werden. Sie lassen sich in aller Kürze so zu-
sammenfassen: Wir plädieren für eine konsolidierte, 
obligatorische und allgemeine Unternehmensteuer-
bemessungsgrundlage mit Mindeststeuersatz. Zu-
nächst jedoch rekapitulieren wir kurz die vier zentra-
len Kriterien, denen eine europäische Lösung für eine 
Unternehmensteuer genügen sollte. Wir möchten 
aber darauf hinweisen, dass wir uns in diesem Gut-
achten nicht mit allen strukturellen technischen Ele-
menten einer einheitlichen Steuerbemessungsgrund-
lage beschäftigen können.29

Vier Kriterien für eine europäische Lösung

a) Mitgliedstaatliche Autonomieschonung: 
Verlorene mitgliedstaatliche Handlungsspielräume 
sollen mindestens ansatzweise wiederhergestellt 
werden

Wie deutlich in der Vergangenheit die Handlungs-
spielräume und mithin die Steuerhoheit der National-
staaten im Hinblick auf die Zusammensetzung der 
steuerlichen Einnahmenseite, die Allgemeinheit der 
Besteuerung und die Umverteilungsfunktion bereits 
eingeschränkt wurden, haben wir auf den voran-
gegangenen Seiten gezeigt. Mit unserem Vorschlag 
soll den Mitgliedstaaten Autonomie zurückgegeben 
werden, und zwar in zweierlei Hinsicht: Erstens sollen 
sie ihre Unternehmens- und persönlichen Einkom-
mensteuersätze tatsächlich wieder deutlicher so fest-

29 Im Folgenden wird also u.  a. zu den folgenden – durchaus 
relevanten – Fragen keine Empfehlung abgegeben: Nach 
welchen Standards soll ein einheitliches Steuerbilanzrecht 
formuliert werden? Wie soll beispielsweise mit Abschreibun-
gen von Vermögenswerten, mit Veräußerungsgewinnen, mit 
Rücklagen, Schulden und Verlusten umgegangen werden? 
Wie mit Unternehmenszusammenschlüssen? Wer gehört ei-
gentlich zu einer Gruppe innerhalb eines Konsolidierungs-
kreises? Dies sind nur einige der Fragen, mit denen sich die 
Steuerexperten der europäischen Mitgliedstaaten im Rah-
men der Arbeitsgruppe GKKB auseinandersetzen müssen. 
Die Vereinheitlichung an dieser Stelle erfordert Detailkennt-
nisse der verschiedenen mitgliedstaatlichen Steuergesetze, 
deren Aufarbeitung wir an dieser Stelle nicht leisten können. 
Für einen Überblick über die diesbezüglichen Diskussionen 
verweisen wir einerseits auf die Website der GKKB-Arbeits-
gruppe (http://ec.europa.eu/taxation_customs/taxation/com-
pany_tax/common_tax_base/index_de.htm) sowie auf die 
Ausführungen im Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium für Finanzen (2007, 38  ff.).

setzen können, wie es für ihre einzelstaatliche Politik 
im Bereich der öffentlichen Aufgaben, der Erbringung 
von Dienstleistungen und der Finanzierung der Sozial-
systeme am sinnvollsten erscheint. Zweitens sollen die 
Mitgliedstaaten (wieder) die Möglichkeit bekommen, 
ihr direktes Steuersystem progressiv gestalten zu kön-
nen und damit auch nach Umverteilungsgesichts-
punkten. Dafür notwendig ist die Einführung eines 
verbindlichen europäischen Mindeststeuersatzes für 
die Unternehmensbesteuerung.

b) Europa solidarisch gestalten: Zusätzliche Möglich-
keiten der Kooperation eröffnen mit den Ziel der 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in 
Europa

Anstatt auf den steuerlichen Standortwettbewerb un-
tereinander zu setzen, der tendenziell mit zu einer 
Unterfinanzierung der Staaten beitragen kann, zu-
mindest aber – wie oben gezeigt wurde – zu einer 
Verschiebung in der Aufgabenfinanzierung führt, soll-
ten die Mitgliedstaaten auch in der Steuerpolitik dazu 
beitragen, das »europäische Wohlstandsversprechen« 
einzulösen. Für Mitgliedstaaten, die bisher aus Grün-
den (nachholender) regionaler Wirtschaftsförderung 
auf steuerliche Standortvorteile gesetzt haben, sollen 
über den Verteilerschlüssel der konsolidierten Unter-
nehmensteuerbemessungsgrundlage neue Finanzie-
rungswege zur Förderung benachteiligter Regionen 
eröffnet werden. Wir schlagen hier – siehe unten – 
eine Zerlegung nach mikro- und makroökonomischen 
Faktoren vor.

c) Ökonomische Effizienz: Möglichst keine 
Wettbewerbsverzerrungen und Steuergrenzen 
für multinational tätige Unternehmen im 
Gemeinsamen Markt

Dass mit der gegenwärtig existierenden Vielzahl von 
mitgliedstaatlichen Unternehmensteuersystemen 
steuerlich bedingte Schwierigkeiten bei der grenz-
überschreitenden Tätigkeit von Unternehmen inner-
halb der EU verbunden sind, steht außer Frage. Diese 
Schwierigkeiten können für die Unternehmen ledig-
lich durch eine möglichst weitgehend vereinheitlichte, 
für alle verbindliche und möglichst alle Rechtsformen 
umfassende Unternehmensbesteuerung ausgeräumt 
werden. Jede Verzerrung durch unterschiedliche Be-
messungsgrundlagen oder Steuersätze mag zwar aus 
Steuervermeidungsgründen von Seiten der Unterneh-
men durchaus erwünscht sein, effizient im Sinne glei-
cher Wettbewerbschancen auf einem gemeinsamen 
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Markt sind unterschiedliche Bemessungsgrundlagen 
und Steuersätze jedoch nicht. Entsprechend sollen be-
stehende Wettbewerbsverzerrungen und Steuergren-
zen weitgehend aufgehoben und ein steuerliches 
»level-playing-field« für Unternehmen hergestellt 
werden. Eine möglichst weitgehende Vereinheit-
lichung der Unternehmensbesteuerung wäre auch im 
Sinne des Lissabon-Prozesses die beste Lösung, in 
dem sich die EU das Ziel gesetzt hat, die wettbewerbs-
fähigste Wirtschaftsregion der Welt zu werden.

d) Fairness: Unfairen Steuerwettbewerb durch die 
Mitgliedstaaten und Steuervermeidungsstrate-
gien durch Unternehmen eindämmen

Wie wir gezeigt haben, waren die Mitgliedstaaten in 
der Vergangenheit dazu übergegangen, sich durch 
präferentielle Steuerregime – also solche, die auslän-
disches Kapital und ausländische Transaktionen ge-
genüber inländischen besser stellen – Standortvorteile 
zu verschaffen und Investitionen aus anderen Staaten 
anzulocken. Dass solche Steuerregime »unfair« sind, 
darüber besteht auf europäischer Ebene politische Ei-
nigkeit unter den EU-27. Multinational tätige Unter-
nehmen ihrerseits versuchen insbesondere durch 
grenzüberschreitende Gewinn- und Verlustverlage-
rungen ihre Steuern zu senken. Einzelmitgliedstaat-
liche »Schutzgesetze«, die die Mitgliedstaaten vor 
allzu offensichtlich allein aus Steuergründen vollzoge-
nen Transaktionen schützen sollen, sind heute aus 
Gründen der Niederlassungsfreiheit in Europa aber 
nicht mehr möglich. Trotzdem müssen sowohl die prä-
ferentiellen Steuerregime als auch die Gewinnverlage-
rungen der Unternehmen aus Fairnessgründen einge-
dämmt werden.

Vorschlag für eine konsolidierte, obligatorische 
und allgemeine Unternehmensteuerbemes-
sungsgrundlage mit Mindeststeuersatz

Welche konkreten Vorschläge sich aus der Umsetzung 
der genannten Kriterien ergeben, wollen wir im Fol-
genden in Eckpunkten zusammenfassen.

a) Konsolidierung und Verteilung

Unser Vorschlag bezieht sich positiv auf die von Seiten 
der Kommission, des Europäischen Parlaments und 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
befürwortete Konsolidierung, d.  h. die Ermittlung des 
steuerlichen Gewinns einer gesamten Unternehmens-

gruppe. Hinsichtlich der Verteilung der gemeinsamen 
konsolidierten Steuerbemessungsgrundlage von mul-
tinational tätigen Unternehmen auf die einzelnen Mit-
gliedstaaten plädieren wir für einen dualen Verteiler-
schlüssel. Dieser soll sowohl eine mikroökonomische 
als auch eine makroökonomische Verteilungskom-
ponente umfassen. Die mikroökonomische Vertei-
lungskomponente, nach der der Hauptteil der Bemes-
sungsgrundlage zu verteilen ist, soll auf Basis der For-
melzerlegung (»formula apportionment«) gestaltet 
werden. Dies dient der örtlichen Zurechenbarkeit 
nach (realer) Wirtschaftstätigkeit, d.  h. es werden nur 
diejenigen Länder in die Verteilung einbezogen, an 
denen das Unternehmen einen Sitz bzw. eine Be-
triebsstätte unterhält. Ergänzt werden soll dieser Auf-
teilungsschlüssel durch eine makroökonomische Kom-
ponente, die dem Ausgleich unter den Mitgliedstaa-
ten, also dem Kriterium der Solidarität innerhalb 
Europas, Rechnung trägt.30 Die Verteilung erfolgt hier 
unabhängig davon, in welchem Mitgliedsland ein 
multinationales Unternehmen seine Gesellschaften 
bzw. Betriebsstätten tatsächlich hat. In die Verteilung 
sind entsprechend alle Mitgliedstaaten einbezogen. 
Im Einzelnen:

Die mikroökonomische Komponente des Verteiler-
schlüssels soll durch eine Formelzerlegung (»formula 
apportionment«) ausgestaltet werden, in die immo-
bile und mobile Faktoren, nämlich Lohnsumme, Um-
satz nach dem Bestimmungsland und investiertes Ka-
pital einfließen sollen. Das heißt, jeder Mitgliedstaat 
bekommt seinen Anteil an der Bemessungsgrundlage 
entsprechend dem Teil der Lohnsumme, des Umsatzes 
und des Kapitals, den das Unternehmen in dem ent-
sprechenden Land hält, zugewiesen. In welcher Ge-
wichtung diese drei Faktoren in die Formelzerlegung 
eingehen sollen, wollen wir zunächst offen lassen. 
Eine Möglichkeit bestünde in der Anwendung der so-
genannten Massachusetts-Formel, bei der jeder Fak-
tor gleichwertig, also jeweils zu einem Drittel, ange-
wendet wird. Allerdings könnte es sinnvoll sein, für 
unterschiedliche Branchen unterschiedlich zusam-
mengesetzte Formeln zu entwickeln. So sind beispiels-
weise in Kanada in einem längeren Verständigungs-
prozess passgenauere Lösungen für unterschiedliche 
Branchen erarbeitet worden (vgl. z.  B. Hellerstein/

30 Bei der hier vorgeschlagenen Umverteilungskomponente 
geht es nicht wie im Rahmen der europäischen Struktur-
fonds um gezielte Wirtschaftsförderung, sondern um einen 
allgemeinen Mechanismus der Solidarität zwischen den Mit-
gliedstaaten, wie er auch in vielen föderalen Systemen mit-
tels eines Finanzausgleichs betrieben wird. Es ist zwar frag-
lich, inwieweit in Europa tatsächlich eine politische Bereit-
schaft zu einem solchen Ausgleich vorhanden ist, das ändert 
aber nichts an seiner prinzipiellen Wünschbarkeit.
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McLure 2004; Weiner 2005). Es kommt hinzu, dass 
die genaue Zusammensetzung einer Formel zwischen 
den Regierungen umstritten sein wird. Die Formel ent-
scheidet ja darüber, welchen Anteil an der Steuerbasis 
ein Mitgliedstaat zugewiesen bekommt.

Mit anderen Worten: Bei der Entscheidung über 
die Gewichtung der Faktoren in der Formel sind sehr 
viele Aspekte zu berücksichtigen, die wir hier nicht in 
allen Details diskutieren können. Wichtig an dieser 
Stelle ist für uns aber, dass die Verwendung der ge-
nannten Faktoren einen Zusammenhang herstellt zwi-
schen dem Ort der realen wirtschaftlichen Tätigkeit 
eines Unternehmens und dem jeweiligen Mitglieds-
land, in dem dieses ansässig ist.31 Die mikroökono-
mischen Faktoren stellen realwirtschaftliche Größen 
dar und führen somit im Prinzip zu einer gerechteren 
Verteilung der Steuerbasis, als dies nach dem Prinzip 
der national getrennten Besteuerung, die ja auf die 
juristische und nicht die ökonomische Form abstellt, 
gelingen kann.

Die Aufteilung nach mikroökonomischen Faktoren 
soll ergänzt werden um eine makroökono mische 
Komponente, nach der ein kleinerer Teil der Bemes-
sungsgrundlage auf die Mitgliedstaaten verteilt wer-
den soll. Als makroökonomische Komponente des 
dualen Verteilerschlüssels schlagen wir eine Auftei-
lung anhand des regionalen Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) je Einwohner in der EU-27 in Kaufkraftstan-
dards (KKS) vor.32 Das BIP je Einwohner ist eine Mess-

31 Nicht unerwähnt bleiben soll natürlich, dass diese Beziehung 
zwischen dem Standort eines Unternehmens und insbeson-
dere den infrastrukturellen staatlichen (Vor-)Leistungen, wie 
Straßenbau, Gewerbe- bzw. Industrieausweisung, besondere 
Ausbildungsleistungen etc. (finanzwissenschaftlich mit dem 
Prinzip der Äquivalenz bezeichnet und als Beziehung ge-
fordert) insbesondere für die Beziehung zwischen den Kom-
munen/Ländern/Regionen und den Unternehmen(-steilen) 
bestehen. Diese Beziehung wird in vielen Mitgliedstaaten 
zusätzlich zur auf der höchsten Staatsebene angesiedelten 
Unternehmensbesteuerung entweder durch Formen lokaler 
Gewerbe- oder Wertschöpfungssteuern ausgedrückt. 

32 Ein Vergleich des Bruttoinlandsprodukts (BIP) verschiedener 
Länder bzw. unterschiedlich großer Regionen, die eine un-
terschiedlich große wirtschaftliche Leistung erbringen, wird 
dann möglich, wenn man das regionale BIP der jeweiligen 
Bevölkerungszahl der Regionen gegenüberstellt. Das in den 
nationalen Währungen der Länder berechnete BIP wird in 
Euro umgerechnet. Die Wechselkurse reflektieren jedoch 
nicht die Preisniveauunterschiede zwischen den Ländern. 
Selbst in den einzelnen Ländern der Eurozone hat der Euro, 
abhängig vom jeweiligen nationalen Preisniveau, eine unter-
schiedlich hohe Kaufkraft. Um dafür einen Ausgleich zu 
schaffen, konvertiert man das regionale BIP mithilfe von Um-
rechnungsfaktoren, sogenannter Kaufkraftparitäten, in eine 
künstliche, Kaufkraftstandard (KKS) genannte, gemeinsame 
Währung, die die Kaufkraft der verschiedenen Landeswäh-
rungen vergleichbar macht. Kaufkraftparitäten stellen Preis-

größe für die gesamtwirtschaftliche Aktivität33 und 
kann so annährend als Indikator für einen Vergleich 
des wirtschaftlichen Entwicklungsstandes einer Re-
gion verwendet werden. Eine Orientierung an der 
Wirtschaftskraft der Regionen erscheint uns auch 
deshalb sinnvoll, weil auch innerhalb eines Mitglieds-
landes die Unterschiede beträchtlich sein können, 
wie das Beispiel des Vereinigten Königreiches zeigt. 
So war »Inner London« mit 303  % des EU-27-Durch-
schnitts in 2004 die Region mit dem höchsten BIP 
pro Einwohner. Die Region Cornwall lag jedoch mit 
79,2  % deutlich unter dem Durchschnitt (Eurostat 
2007). Dass sich unser Vorschlag nicht ausschließ-
lich am durchschnittlichen Bruttoinlandsprodukt pro 
Kopf eines gesamten Mitgliedstaates orientiert, wie 
es beispielsweise der euro päische Kohäsionsfonds tut, 
sondern die Regionen zum Ausgangspunkt der Ver-
teilung nimmt, liegt darin begründet, dass auch im 
Durchschnitt vergleichsweise »reiche« Länder »arme« 
Regionen haben und entsprechend eine große re-
gionale Spreizung aufweisen können. Mit unserem 
Vorschlag wollen wir erreichen, dass auch »reiche« 
Mitgliedsländer in die von makroökonomischen Fak-
toren bestimmte Verteilung der Bemessungsgrund-
lage einbezogen werden, sofern sie über »arme« 
Regionen verfügen. Das jeweilige Mitgliedsland soll 
sodann über die Mittel frei verfügen können, solange 
diese Mittel im weitesten Sinne im Rahmen einer För-
derung der jeweiligen Region verwendet werden. Die 
Verwendung des makroökonomischen Schlüssels soll 
explizit dem Ziel des regionalen Ausgleichs in Europa 
dienen und diejenigen Mitgliedstaaten mit einem ein-
heitlichen europäischen Mindeststeuersatz zu versöh-
nen versuchen, die derzeit über Niedrigsteuersätze 
eine nachholende Wirtschaftsentwicklung begrün-
den. Entsprechend erhält nach diesem Vorschlag der 
Mitgliedstaat den höchsten Anteil aus der aufzutei-
lenden Steuerbemessungsgrundlage, in welchem die 
Regionen mit dem geringsten BIP pro Einwohner in 
KKS liegen. Diese regionale Ausgleichsmaßnahme soll 
auch als teilweise Kompensation für die mit unserem 
Vorschlag deutlich reduzierten möglichen steuer-
lichen Standortvorteile verstanden werden, die sich 
insbesondere die neuen Mitgliedstaaten aus Wirt-
schaftsförderungsgründen von ihrer Niedrigsteuer-

verhältnisse zwischen den Preisen für ein und dieselbe Ware 
in verschiedenen Ländern in deren jeweiliger Landeswäh-
rung dar. Für die Europäische Union wird als Bezugswert für 
das Berechnungsverfahren der Kaufkraftparitäten der KKS 
der EU-27 als künstliche gemeinsame Referenzeinheit ver-
wendet (vgl. Thalheimer 2005; Eurostat 2007).

33 Die auf europäischer Ebene 2003 verabschiedete Systematik 
der Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) zählt 268 Re-
gionen im Europa der 27. 
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politik versprochen haben. Darüber hinaus wäre eine 
auf dem BIP beruhende Aufteilungsmethode sowohl 
für die Unternehmen als auch für die Steuerverwal-
tungen einfach und kostengünstig. Außerdem gingen 
von diesem makroökonomischen Teil des Verteiler-
schlüssels keine Anreize zur Änderung des Standortes 
aus Gründen der Steuervermeidung aus (siehe auch 
Europäische Kommission 2006c, 5).
Die Verteilung nach einem makroökonomischen 
Schlüssel löst explizit den üblicherweise geltenden Zu-
sammenhang zwischen dem realwirtschaftlich zu ver-
ortenden Standort eines Unternehmens und dem Ort 
der Steuerzahlung auf. Würde der gesamte Verteiler-
schlüssel einzig auf dem BIP beruhen, hätte das ein-
zelne Unternehmen keinerlei Einfluss darauf, an wel-
chen Staat seine Steuern fließen. Darin läge eine sehr 
weitgehende Veränderung der üblichen Vorstellun-
gen zur Aufteilung von Besteuerungsansprüchen 
zwischen den Staaten. Der finanzwissenschaftlich als 
Äquivalenzprinzip bezeichnete Zusammenhang zwi-
schen Steuerzahler und Staat bzw. Gebietskörper-
schaft, wonach eine direkte Beziehung zwischen der 
staatlichen Bereitstellung von Infrastruktur und ande-
ren öffentlichen Gütern und deren Nutzung durch das 
Unternehmen bestehen soll, ist einer der wichtigsten 
Gründe dafür, Unternehmen überhaupt zu besteuern 
(vgl. z.  B. Weichenrieder 2005) und wird deshalb von 
uns nicht grundsätzlich in Frage gestellt. Stattdessen 
schlagen wir die makroökonomische Komponente als 
explizit umverteilende Ergänzung zur mikroökono-
mischen Formelzerlegung vor.34

b) Mindeststeuersatz

Wir haben bereits darauf hingewiesen, dass eine For-
melzerlegung, die hauptsächlich auf mikroökono-
mischen Faktoren basiert, den Keim für einen Wett-
bewerb der Standorte in sich trägt – auch wenn dieser 
im Vergleich zu den Auswirkungen der unternehme-
rischen Möglichkeit der Ausweisung reiner »paper 
profits« in veränderter Form auftritt. Deshalb muss 
eine GKKB mit »formula apportionment« zwingend 
von der Einführung eines Mindeststeuersatzes beglei-
tet sein, soll der Steuerwettbewerb nicht lediglich auf 
andere Faktoren verlagert werden.35

Wie bereits gezeigt wurde, befinden sich die Kör-
perschaftsteuersätze seit einigen Jahren europaweit 

34 Welcher Teil der gesamten Bemessungsgrundlage nach der 
makroökonomischen Methode zu verteilen wäre, lässt sich 
aber für uns nicht bestimmen. Hierfür wäre genaues Daten-
material erforderlich, über welches wir nicht verfügen.

35 Hierauf weist auch der Wissenschaftliche Beirat beim Bun-
desministerium der Finanzen (2007, 76) hin.

in einer Abwärtsspirale. In den »alten« EU-15-Ländern 
wird im Jahr 2007 – wie Abbildung 2 gezeigt hat – 
noch ein durchschnittlicher Körperschaftsteuersatz 
(ohne lokale Steuern und Steuerzuschläge) auf ein-
behaltene (thesaurierte) Gewinne von 26,9  % er-
hoben. Die 12 neuen Mitgliedstaaten (NMS-12) liegen 
in 2007 bei gerade noch 16,8  %. Wird hier allerdings 
das estländische Bestreben in Rechnung gestellt, den 
Steuersatz auf einbehaltene Unternehmensgewinne 
im Jahr 2009 von derzeit 0 auf dann 20  % zu erhö-
hen, steigt der durchschnittliche Steuersatz der NMS-
12 auf 18,5  % an. Über alle 27 Mitgliedstaaten ge-
rechnet, wird im Jahr 2007 ein durchschnittlicher Kör-
perschaftsteuersatz von 22,6  % erhoben. Während 
von den EU-15 im Jahr 1992, als das im Auftrag des 
Europäischen Rates erarbeitete und nach dem Vor-
sitzenden Ruding benannte Sachverständigengutach-
ten (Ruding Report 1992, 114) vorgestellt wurde, le-
diglich Irland unter dem in diesem Zusammenhang 
vorgeschlagenen Körperschaftsteuer-Mindestsatz von 
30  % lag, liegen heute von den EU-15-Ländern ge-
rade mal noch vier oberhalb der 30  %-Marke, berück-
sichtigt man die lokalen unternehmensbezogenen 
Steuern nicht. Noch heute ist allerdings Irland mit 
einem Steuersatz von 12,5  % der Ausreißer nach un-
ten – und schlägt damit auch viele der neuen Mit-
gliedstaaten, von denen nur Bulgarien, Estland (bis 
2009) und Zypern noch unterhalb des irländischen 
Satzes liegen.

Diese Satzspreizungen innerhalb der Europäischen 
Union lassen unschwer vermuten, dass eine Einigung 
auf einen gemeinsamen Mindeststeuersatz kein leich-
tes Unterfangen sein wird. Und entsprechend schwie-
rig ist es, angesichts dieser Varianz einen einzigen 
Steuersatz zu benennen, der sowohl den Interessen 
der großen (Hochsteuer-)Länder gerecht wird als auch 
denen der kleinen (Niedrig-)Steuerländer. Wenn wir 
dennoch einen einzigen Mindeststeuersatz vorschla-
gen, der für alle Mitgliedstaaten gleichermaßen gel-
ten soll, so begründet sich dessen Orientierung an den 
Sätzen der Hochsteuerländer auch mit der von uns 
vorgesehenen makroökonomischen (Um-)Verteilungs-
komponente. Sie kann dafür sorgen, dass berechtigte 
regionale und nachholende Wirtschaftsförderungs-
interessen im Rahmen einer Gesamtlösung Berück-
sichtigung finden, ohne auf eine Niedrigsteuerstrate-
gie setzen zu müssen.

Die konkrete Höhe eines Mindeststeuersatzes zu 
benennen, ist dabei nicht ganz einfach. Welche Steu-
ersätze angemessen sind, hängt ganz entscheidend 
davon ab, wie die gemeinsame, konsolidierte Bemes-
sungsgrundlage definiert wird. Sofern man es mit 
einer eher schmalen Bemessungsgrundlage zu tun 
hat, müsste der Steuersatz höher sein. Je breiter die 
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Bemessungsgrundlage wäre, desto niedriger könnte 
er sein.36 Wenn wir im Folgenden dennoch exempla-
risch einen Mindeststeuersatz benennen, so steht die-
ser unter der rein hypothetischen Annahme, dass die 
vereinbarte europäische Bemessungsgrundlage eine 
Breite aufweist, die dem Durchschnitt der derzeit na-
tional gültigen Bemessungsgrundlagen entspricht. 
Dieser integrierte Satz, d.  h. also inklusive lokaler Un-
ternehmenssteuern, sollte aus unserer Sicht bei 30  % 
liegen.37

36 Genau diese Überlegung über den Zusammenhang von Be-
messungsgrundlage und Steuersatz zeigt, warum die Argu-
mentation der Kommission, dass man die Frage der Verein-
heitlichung der Bemessungsgrundlage von der Diskussion 
über die Steuersätze trennen könne, nicht überzeugen kann. 
Vgl. zu den Unterschieden der effektiven Steuerbelastung 
im Falle einer GKKB Jacobs et.  al. (2005). Grundsätzlich gilt, 
dass die Auswirkungen einer GKKB mit Formelzerlegung auf 
das Steueraufkommen der Mitgliedstaaten mangels an-
gemessener Datenbasis derzeit kaum abschätzbar sind (Wis-
senschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 
2007, 65  f.).

37 Hinsichtlich der Frage, wie sich ein europaweit geltender 
Mindeststeuersatz im Hinblick auf den Steuerwettbewerb 
zwischen den EU-Ländern und Drittstaaten – also Nicht-EU-
Ländern – auswirkt, ist zweierlei anzumerken: Erstens kön-
nen gegenüber Drittstaaten die bisherigen unilateralen 
Abwehrmaßnahmen, die eine bloße Steuervermeidungs-
strategie seitens multinational operierender Unternehmen 
eindämmen sollten, quasi europäisiert werden. Beispiels-
weise gilt dies für die bereits erwähnte Hinzurechnungs-
besteuerung, die zwischen den EU-Mitgliedstaaten gemäß 
der Rechtsprechung des EuGH nicht mehr zulässig ist. Den-
noch spielte – zweitens – die Frage nach der schlichten Um-
orientierung von Kapitalströmen beispielsweise auch im Rah-
men der Verhandlungen zur Zinsbesteuerungsrichtlinie eine 
Rolle (Genschel 2003). Allerdings sind Direktinvestitionen 
weniger mobil als die von der Zinsbesteuerung erfassten 
Portfolioinvestitionen, so dass sich dieses Problem bei der 
Unternehmensbesteuerung nicht in der gleichen Schärfe 
stellt.

c) Obligatorische Anwendung und 
allgemeine Gültigkeit

Dass und warum eine fakultative Anwendung einer 
GKKB – also die Wahlfreiheit seitens der Unterneh-
men – und eine lediglich auf Kapitalgesellschaften be-
grenzte Gültigkeit die Autonomie der Nationalstaaten 
über den Steuerwettbewerb deutlich einschränken 
wird, haben wir oben beschrieben. Entsprechend ist 
es von einiger Bedeutung, dass eine gemeinsame, 
konsolidierte Bemessungsgrundlage für alle Unter-
nehmen gilt. Nur so kann auch sichergestellt werden, 
dass es nicht zu neuen Wettbewerbsverzerrungen für 
die Unternehmen im Binnenmarkt kommt.

Insgesamt könnten die Mitgliedstaaten durch eine 
konsolidierte, obligatorische und allgemeine Unter-
nehmensteuerbemessungsgrundlage mit Mindest-
steuersatz Autonomie zurückgewinnen.
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Wie also könnte ein Plädoyer zum Schluss aussehen? 
Gemessen an den Befunden dieser Untersuchung fällt 
es recht eindeutig aus: die europäischen Mitgliedstaa-
ten müssten formale Souveränität, die sie faktisch seit 
einiger Zeit nicht mehr haben, an Europa abgeben – 
nur dadurch könnten sie tatsächliche Autonomie bei 
der Steuergestaltung zurückgewinnen. Die nationalen 
Parlamente hätten auf diese Weise wieder größere 
Entscheidungsspielräume an einer zentralen poli-
tischen Frage: der nämlich, wie hoch und wie pro-
gressiv die jeweiligen Steuersätze sein sollten, um die 
Bereitstellung der von den Bürgern und Bürgerinnen 
erwünschten öffentlichen Güter zu gewährleisten und 
auch Umverteilungsgesichtspunkte im Steuersystem 
zu verwirklichen.

Wie wir auf den vorangegangenen Seiten gezeigt 
haben, setzen die Implikationen aus dem europä-
ischen Binnenmarkt – und hier insbesondere die Nie-
derlassungs- und die Kapitalverkehrsfreiheit – sowie 
die (erfolgreiche) Förderung von Unternehmens-
zusammenschlüssen die Steuersysteme der Mitglied-
staaten seit einigen Jahren bereits deutlich zueinander 
in Beziehung. Hierauf haben die Mitgliedstaaten bis 
heute nicht mit einem Mehr an Kooperation reagiert, 
sondern in Abgrenzung zueinander mit einem steu-
erlichen Standortwettbewerb. Vor dem Hintergrund 
dieses Steuerwettbewerbs und den hieraus folgenden 
Unterschieden in der Steuerhöhe treffen wiederum 
multinational organisierte Unternehmen Entscheidun-
gen. Wie wir gezeigt haben, sind ganze Verlagerun-
gen von Produktionsstandorten aufgrund von steuer-
lichen Gegebenheiten zwar eher selten und auch die 
Attraktivität eines Mitgliedstaates für Direktinvestitio-
nen steigt nicht allein aufgrund von Niedrigsteuern. 
Was allerdings stattfindet, sind vorwiegend bilanzielle 
Gewinn- bzw. Verlustverlagerungen, für die in einem 
Niedrigsteuerland nur wenig mehr als eine reine Brief-
kastenfirma einzurichten ist. Schutzbestimmungen, 
beispielsweise eine Hinzurechnungsbesteuerung, wie 
sie im internationalen Steuerregime noch zulässig 
sind, sind allerdings auf europäischer Ebene aufgrund 
der vertraglich garantierten und vom EuGH recht weit 
interpretierten Niederlassungsfreiheit kaum noch 
möglich. Dies alles – also Binnenmarkt und Steuer-
wettbewerb – führt dazu, dass die Mitgliedstaaten 
sich der souveränen Gestaltungsmöglichkeiten ihrer 
Steuerpolitiken faktisch selbst beraubt haben. Und 
dies bis heute, ohne dass sie diese Gestaltungsmög-
lichkeiten auf einer anderen politischen Ebene – der 
europäischen – wieder gewonnen hätten. Wesent-

liche Teile der mitgliedstaatlichen Steuerpolitiken fin-
den entsprechend derzeit mit nur wenig realer 
Gestaltungsfreiheit und – da die Regierungen im Steu-
erwettbewerb eher auf die Politik anderer Staaten als 
auf die Wünsche ihrer eigenen Wähler reagieren – 
ebenso wenig demokratischer Legitimation statt.

Unser Vorschlag einer konsolidierten, obligato-
rischen und allgemeinen Unternehmensteuerbe-
messungsgrundlage mit Mindeststeuersatz möchte 
dies ändern. Wir wollen die Freiheit der politischen 
Gestaltung des europäischen Steuersystems für eine 
demokratisch legitimierte Politik wieder gewinnen. 
Dazu gehört allerdings zunächst ein Abschied. Der 
Abschied nämlich von dem Mythos der mitglied-
staatlichen Steuerhoheit. Denn beides gleichzeitig 
haben zu wollen – also die Vorzüge eines Binnen-
marktes ohne Grenzkontrollen und eine tatsächliche 
mitgliedstaatliche Steuerhoheit ist eben schlicht aus-
geschlossen. Man kann nicht das eine haben, einen 
Binnenmarkt, in dem sich wirtschaftliche Sachverhalte 
auch in steuerlicher Hinsicht so frei und ungehindert 
bewegen können wie auf einem nationalen Markt, 
und gleichzeitig das andere behalten, also die natio-
nale Kontrolle über die Art, Höhe und Gestalt der Be-
steuerung. Der mitgliedstaatliche Steuerwettbewerb 
hilft allerdings, diesen Zusammenhang zu ignorieren, 
denn er suggeriert Souveränität. Steuern zu senken 
kann man schließlich noch alleine beschließen. Diese 
Freiheit ist allerdings eine sehr beschränkte und sie 
bevorzugt auch sehr eindeutig diejenigen, die aus 
materiellen oder ideologischen Gründen eine Ab-
senkung der Unternehmensbesteuerung oder der 
Einkommensbesteuerung generell fordern. Für alle 
anderen bleiben vermeintlich keine Politikoptionen. 
Unser zentrales Anliegen war es zu zeigen, dass die-
ses Argumentationsmuster falsch ist, da durch eine 
europäische Lösung ein anderer Weg gangbar wird, 
der die demokratische Gestaltung der Steuerpolitik 
wieder ermöglicht.

Dabei sollte ein Abschied vom Mythos der Steuer-
souveränität eigentlich nicht schwer fallen, denn fak-
tisch hat er längst stattgefunden. Dass dieser Ab-
schied von den Menschen in den Mitgliedstaaten aber 
nicht als etwas Dramatisches wahrgenommen wird – 
dafür sind in hohem Maße die unterschiedlichen 
Akteure der Politik mit verantwortlich. Denn es geht 
darum zu verdeutlichen, dass die Entwicklungen der 
letzten Jahre eben nicht vom Himmel gefallen sind 
und die Konsequenzen daraus je nach politischer Prä-
ferenz zu genießen oder zu erleiden, sondern dass die 

V. Zurück in die politische Debatte: ein Plädoyer zum Schluss
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Entwicklungen erstens Ergebnis von Politik sind und 
zweitens auch künftig politisch gestaltbar. Und diese 
politische Gestaltbarkeit kann in den und für die Mit-
gliedstaaten nur dadurch wieder gewonnen werden, 
indem in einem ersten Schritt die Abgabe von forma-
ler Souveränität an die europäische Ebene gestaltet 
wird.

Wir nehmen die europäische Debatte um eine Ge-
meinsame Konsolidierte Bemessungsgrundlage als 
Hinweis darauf, dass bei einigen Regierungen der Mit-
gliedstaaten ein Bewusstsein dafür entsteht, dass die 
Staaten und mit ihnen Europa ein deutliches steuer-
politisches Problem haben, dem mit bloßem Laissez-

faire nicht – oder nur sehr einseitig – beizukommen 
ist. So gesehen ist jede national und europäisch ge-
führte steuerpolitische Debatte schon ein Fortschritt. 
Genügen kann dies aber nicht. Notwendig ist viel-
mehr, dass im politischen Raum Alternativen auf-
gezeigt werden. Die Politisierung des Themas Steuer-
wettbewerb tut not. Unser Vorschlag will dazu bei-
tragen. Denn der Bereich der Steuerpolitik ist alles 
andere als ein politisches Neutrum. Im Gegenteil: Es 
geht in der Steuerpolitik um zentrale Verteilungs- und 
Gerechtigkeitsfragen und damit um grundlegende 
demokratische und soziale Standards.
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